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25 Jahre
sind genug

Es ist überfällig, es lobpreist und
applaudiert ohnehin nur noch
der politisch-mediale Betrieb:
sich selbst. Und es gibt für die
meisten auch gar keinen Grund,
an dieser gedenkpolitischen
Verzerrung festzuhalten: Der 3.
Oktober ist der falsche Feiertag.
Das geht schon beim Datum

los: Mit dem Beginn des 3. Ok-
tober 1990 ging die DDR als
Völkerrechtssubjekt unter, ver-
schwand ein ganzer Staat mit
allem drum und dran. Das hatte
seine Gründe – aber indem das
Gedenken auf jenes Datum ge-
legt wurde, das den Ausgang der
Geschichte markiert, wurde zu-
gleich die Erinnerung an das
Aufbegehren in der DDR an den
Rand gedrängt, heute wird es
meist sogar völlig zum Ver-
schwinden gebracht.
Der 3. Oktober ist zu einem

Jahrestag der Sieger der Ge-
schichte mutiert, zu einem
Schulterklopf-Anlass für Profi-
teure, zu einem wiederkehren-
den Moment der Selbstverge-
wisserung derer, die in jenem
Wendeherbst anderen, mutige-
ren, denen, die eine Alternative
wollten, das Heft aus der Hand
nahmen. Einerseits.
Andererseits ist der 3. Okto-

ber auch zu einem großen Tag
der politischen Entlastung von
schlechtem Gewissen geworden.
Politiker wiegen dann regelmä-
ßig und sorgenvoll die Köpfe
darüber, dass die Lebensverhält-
nisse, die anzugleichen ihre
Aufgabe ist, noch immer nicht
angeglichen sind: »Vor uns liegt
noch ein harter Weg«, »Es bleibt
noch eine Menge zu tun«. Die
armen Politiker! Einmal im Jahr
haben sogar die Ostbeauftragten
etwas zu sagen, und es wird mit
generöser Geste daran erinnert,
dass Biografien auch schon vor
jenem 3. Oktober 1990 existiert
haben. Sogar im Westen!
Es ist schon einmal darüber

diskutiert worden, den 3. Okto-
ber als Feiertag aufzugeben. Der
Anstoß kam von einer sozialde-
mokratisch geführten Bundes-
regierung – und mit der denkbar
falschesten Begründung: Ger-
hard Schröders Finanzminister
Hans Eichel wollte das staatsof-
fizielle Erinnern an die »Wie-
dervereinigung« auf den ersten
Sonntag im Oktober verlegen,
weil durch einen zusätzlichen
Lohnarbeitstag Steuermehrein-
nahmen zu erwarten sind. Wenn
man so will: Die SPD wollte das
einzig Gute am 3. Oktober ein-
sparen, dass nämlich viele Leute
nicht ins Büro oder an die
Werkbank müssen.
Woran wäre stattdessen zu

erinnern? Zum Beispiel an die
bis heute unabgegoltenen Ver-
sprechen einer bunten DDR-Op-
position, die sich doch zumin-
dest darin einig war, dass es zur
SED nicht bloß die Alternative
BRD gab. Zum Beispiel an die
Debatten über eine neue Verfas-
sung, mit der nicht nur etwas auf
Augenhöhe geschaffen worden
wäre, sondern auch mit einer
ganz anderen demokratischen
Legitimation. Zum Beispiel an
die kurze Zeit, in der noch nicht
alles auf diesen 3. Oktober zu-
lief. Jenen Tag, an dem die offe-
nen Fenster zugeschlagen wur-
den. Indem man ein ganzes
Haus abriss. tos
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Hatten Sie Ende 1989, als Sie zum
Vorsitzenden der SED/PDS gewählt
wurden, eine Idee, welche Rolle
diese Partei irgendwann spielen
soll? Noch war es ja die führende
Partei der DDR. Das hat sich erst im
März 1990 bei der ersten demo-
kratischen Volkskammerwahl ge-
ändert, und das konnten Sie drei
Monate vorher nicht wissen. Haben
Sie zum Beispiel erwartet, zur Min-
derheitspartei zu werden?
Dazu muss ich Ihnen eines erzählen.
Dass wir schon am 18. März und nicht
erst am 6. Mai gewählt haben, lag
ausschließlich an Modrow, der ja
noch DDR-Ministerpräsident war,
und an mir. Ich bin zu ihm gegangen
und habe gesagt: »Hans, ich kann die
Partei nicht reformieren, solange wir
die Regierungspartei sind, sogar die
führende Regierungspartei. Du musst
mir jetzt sagen, bis wann du die Prob-
leme gelöst hast, die du unbedingt lö-
sen willst. Dass wir nicht gewinnen
werden, ist ohnehin klar, und dann
ziehen wir, wenn es nach mir geht,
die Wahlen vor und gehen in die Op-
position. Dann kann ich die Partei
entsprechend reformieren.«

Das war am Jahresanfang?
Ja, und dann haben wir uns verstän-
digt, dass der früheste Termin der 18.
März ist. Aber das führte zu einer an-
deren Schwierigkeit, und die war
schon fantastisch. Ich hatte gar nicht
mitbekommen, dass die Volkskam-
mer beschlossen hatte, was eine Par-
tei alles einreichenmuss, wenn sie zur
Wahl antritt: die Satzung, die Namen
der Mitglieder des Parteivorstands
und einiges mehr – und ein Partei-
programm. Aber wir hatten keins.Wir
konnten ja nicht ernsthaft das Par-
teiprogramm der SED vorlegen! Da-
raufhin mussten Dieter Klein und an-
dere über ein einziges Wochenende
einen Programmentwurf schreiben.
Danach saßen wir nochmal ein Wo-
chenende zusammen und stellten uns
die Frage, welche Wirtschaft wir an-
streben. Wir hatten keine Ahnung,
und daraufhin haben wir uns für die
»sozialistische Marktwirtschaft« ent-

schieden. Was das genau sein sollte,
wussten wir auch nicht, aber wir
dachten, das sei doch ein schöner Be-
griff.
Nun war es so, dass auch das »Neue

Deutschland«, das ja unsere Partei-
zeitung war, sich unter sozialistischer
Marktwirtschaft nichts vorstellen
konnte. Also schrieben sie »soziale
Marktwirtschaft«, und dawir das nicht
mitbekommen hatten, stand am Ende
auch in unserem Programm »soziale«
Marktwirtschaft statt der »sozialisti-
schen«. Dafür wurde ich dann von den
Linken im Westen witzigerweise im-
mer kritisiert. So war diese Zeit.
Entscheidend ist, dass wir die

Wahlen vorgezogen haben, weil ich
wollte, dass wir in die Opposition ge-
hen. Ich wusste, die Einheit konnte
und sollte nicht mehr verhindert wer-
den, das war völlig klar nach mei-
nem Gespräch mit Gorbatschow An-
fang Februar. Jetzt ging es eigentlich
nur noch um die Frage: Treten wir
dem Geltungsbereich des Grundge-
setzes bei oder machen wir eine Ver-
einigung auf der Grundlage von Ar-
tikel 146 des Grundgesetzes? Das
hätte bedeutet: Es muss eine neue
Verfassung erarbeitet werden, die
hätte durch einen Volksentscheid in
beiden deutschen Staaten angenom-
men werden müssen, und dann bil-
den wir einen neuen deutschen Staat,
der die Rechtsnachfolge sowohl der
DDR als auch der BRD antritt. Aber
dazu waren die anderen nicht zu be-
wegen. Das war dann die eigentliche
Auseinandersetzung. Erst wollte es
auch die SPD, aber am Schluss wa-
ren wir die einzigen, die das gefor-
dert haben, außer wohl Bündnis 90.

Sie haben den Namen Gorbatschow
erwähnt. Mich würden auch ande-
re Begegnungen mit Personen der
Zeitgeschichte interessieren.
Gorbatschow war eine imponierende
Persönlichkeit. Als ich ihn am 1. Feb-
ruar 1990 traf, war er allerdings sehr
nervös. Seine Augen bewegten sich
hektisch, wenn er etwas erzählte, und
ich merkte, dass er sporadisch ent-
scheidet, weniger strategisch. Gor-

batschow erzählte mir, er wolle am
nächsten Tag dem Plenum des Zent-
ralkomitees der Kommunistischen
Partei vorschlagen, dass die Sowjet-
union einen Präsidenten wählt, und er
wolle selbst für das Amt kandidieren.
Ich stellte ihmdie Frage: »Und über

welchen Apparat verfügt der Präsi-
dent, um Dinge durchzusetzen?«
Er antwortete nur: »Budjet, bud-

jet.«, das heißt: »Es wird, es wird.«
Da wusste ich: Er hat keinen Ap-

parat. Mit dem Parteiapparat geht es
nicht, die Regierung wird nicht ma-
chen, was er will – und dann gibt es
einen Präsidenten, der kein Instru-
ment besitzt, um etwas durchzuset-
zen. Trotzdem war es natürlich für
mich eine große Begegnung mit ihm.
Am Telefon hatte ich das erste Mal

Mitte Dezember 1989 mit ihm ge-
sprochen. Da sagte er: »Wenn du die
SED aufgibst, gibst du die DDR auf.
Wenn du die DDR aufgibst, gibst du
die Sowjetunion auf.«

Ist das der Hauptgrund, aus dem Sie
die Partei nicht aufgelöst haben?
Das war auch einer, aber wissen Sie,
was ich Gorbatschow geantwortet
habe? Ich sagte: »Also höre mal, mir
reicht schon mein Verein auf meinen
Schultern. Du kannst nicht noch bei
einem kleinen Advokaten die ganze
Sowjetunion mit draufpacken.«
Da musste er doch mal einen Mo-

ment lachen, weil er an sich ja ein hu-
morvoller Mensch ist. Allerdings war
er in einem so sagenhaften Stress,
man kann sich das gar nicht vorstel-
len. Er hat Stärken, aber ich sage Ih-
nen auch, was seine Schwäche ist. Er
hat einen Fehler begangen: Er hat po-
litische Reformen vorgehabt, aber es
ist ihm nichts für die Wirtschaft ein-
gefallen. Die Chinesen machen es
umgekehrt – immer erst die Wirt-
schaftsreformen, und dann kommt
die Politik. Es ist schon interessant,
dass sie – aus ihrer Sicht – erfolgrei-
cher sind, weil sich die Wirtschaft
entwickelt. Allerdings warten wir in
der Politik noch heute.
Gorbatschow hatte eine weitere

Schwäche: Er meinte, die Dinge

müssten immer so kommen, wie er sie
geplant hat, beziehungsweise umge-
kehrt: Die Dinge seien so gekommen,
weil er sie so geplant hat. Das ist na-
türlich auch eine Frage der Eitelkeit.
Er sagte, dass er schon ab 1987 an
die deutsche Einheit gedacht hätte.
Ich glaube ihm da kein Wort. Ich den-
ke, dass er das so erzählte, um zu sa-
gen: »Seht ihr, es ist so gekommen,
wie ich es mir vorgestellt habe.« Denn
der Satz, den er mir im Dezember
1989 zur Rettung der DDR gesagt
hatte, klang völlig gegenteilig. Aller-
dings war er am 1. Februar 1990, als
ich bei ihm war, schon wieder ande-
rer Auffassung, was die deutsche Ein-
heit betrifft. Ich habe also erlebt, wie
schnelllebig diese Zeit war.
Im Dezember 1989 war er, glaube

ich, noch nicht so weit. Erst im Ja-
nuar. Und das wiederum wusste ich
im Februar, denn er hatte mit
Modrow, der vor mir dort war, schon
über Deutschland einig Vaterland ge-
sprochen. Dann ging es eigentlich
eher nur noch um die Bedingungen.

Wenn man Sie seit 1989 erlebt hat
und hätte es nicht gewusst, dann
hätte man nie im Leben gedacht,
dass Sie ein »Ossi« sind. Woher
kommtdieses kulturellWestliche an
Ihnen und Ihrer Familie?
Meine Mutter hatte vor 1933 schon
ein Jahr in Südafrika gelebt, und sie
war ebenfalls für ein Jahr in Groß-
britannien. Mein Vater war viel in
Frankreich und in Belgien. Meine
Mutter sprach natürlich perfekt
Deutsch, Russisch ebenso, außerdem
sehr gut Englisch und Französisch.
Mein Vater sprach auch ganz gut Eng-
lisch und Französisch, allerdings kein
Wort Russisch. Sie waren durch die
Welt gekommen, und sie hatten viele
Freunde in anderen Ländern.
Als ich ein Kind war, war die Gren-

ze ja noch offen. Aber das Privileg der
Kindheit bestand, glaube ich, für mei-
ne Schwester undmichdarin, dasswir
auch nach dem Mauerbau Besuch
hatten, den es sonst in der DDR nicht
gab. Ich erinnere mich an Besucher
aus Südafrika und den USA, und wir

hatten relativ viele Gäste aus Frank-
reich, Belgien und Großbritannien.
Da gab es zum Beispiel einen Briten,
der großen Wert darauf legte, kein
Engländer, sondern Schotte zu sein,
das hat er mir erklärt. Dadurch habe
ich Dinge erfahren, die andere nicht
mitbekommen konnten.
Ich bin kürzlich einmal gefragt

worden, in welchem Staat ich gebo-
ren bin. Und meine Antwort lautete:
»Weiß ich nicht.« Meine Eltern wohn-
ten zum Zeitpunkt meiner Geburt,
1948, in Berlin-Nikolassee. Geboren
wurde ich aber im Oskar-Ziethen-
Krankenhaus in Lichtenberg. Das ei-
ne war amerikanisch besetzt, das an-
dere sowjetisch. Das Deutsche Reich
war meines Erachtens 1945 unter-
gegangen, die DDR und die Bundes-
republik gab es noch nicht, die wur-
den beide erst 1949 gegründet. Ich
weiß nicht, in welchem Staat ich ge-
boren bin!

November 2039, wir feiern den 50.
Jahrestag des Mauerfalls. Gregor
Gysi sitzt 91-jährig auf der Bun-
destagstribüne ...
Wieso das denn – da bin ich doch Al-
terspräsident! (Lacht)

... auch gut. Und Altbundespräsi-
dentin Angela Merkel hält die Re-
de. Wenn Sie sich etwas wünschen
dürften: Was soll sie über Sie sa-
gen? Darüber, was in der Ge-
schichte von Ihnen geblieben ist,
wie Sie Deutschland verändert ha-
ben?
Ich glaube, dass man bei diesem Jah-
restag gar nichts über mich sagen
wird. Ich bin mir auch nicht ganz si-
cher, ob ich dann noch lebe. Zu sa-
gen, was man selbst bewirkt hat, ist
schwierig, weil man sich selbst nicht
einschätzen und schon gar nicht lo-
ben, aber sich auch nicht zu klein ma-
chen soll. Eigentlich überlasse ich das
lieber anderen.
Aber wenn Sie es so wollen: Ich

glaube, ich habe an einigen Dingen
mitgewirkt. Das eine ist mein Anteil
an der Überführung der Eliten – der
künstlerischen, wissenschaftlichen,
technischen, medizinischen, päda-
gogischen und anderen Eliten – aus
der DDR in die Bundesrepublik
Deutschland. Es gab keine andere
Partei, die sich dieser Aufgabe stell-
te. Übrigens zunächst auch kein Me-
dium. Das war äußerst schwierig, und
ich glaube, dass es einigermaßen ge-
lungen ist.
Das Zweite ist ein Anteil daran,

Deutschland europäisch normalisiert
zu haben. In der alten Bundesrepub-
lik Deutschland war eine Partei links
von der Sozialdemokratie im Bun-
destag völlig undenkbar. So etwas
gehörte überhaupt nicht zum akzep-
tierten politischen Spektrum, wäh-
rend es in Ländern wie Italien, Frank-
reich oder Spanien völlig üblich war.
Selbst die Grünen mussten lange We-
ge gehen. Ich glaube, dass meine Par-
tei heute in der Gesellschaft als zum
demokratischen Spektrum dazuge-
hörig akzeptiert ist. Das heißt nicht,
dass sie von den meisten gewählt
wird, sondern dass die meisten sa-
gen: Es ist okay, dass es auch diese
Partei gibt.
Das Dritte, das mir wohl ganz gut

gelungen ist: Meiner Partei den Wert
des Grundgesetzes, den Wert der
Rechtsstaatlichkeit und der Demo-
kratie beizubringen. Heute bin ich re-
lativ sicher, dass sie das auch in Zu-
kunft hüten wird. (…)
Vielleicht noch eine Sache: dass ich

ein bisschen einen anderen Stil in die
Politik gebracht habe. Es kann nicht
immer nur ernsthaft sein. Ich brau-
che auch Unterhaltungsmomente. In
Deutschland ist die Ansicht verbrei-
tet, dass nur derjenige seriös ist, der
kotzlangweilig ist. Ich glaube, dass ich
diese Ansicht ein bisschen widerle-
gen konnte.

Gregor Gysi
Wie kaum ein anderer Politiker
prägte er die vergangenen 25 Jah-
re. Schnell avancierte er vom DDR-
Anwalt zum Politiker, wurde be-
wundert und gehasst, verschaffte
sich Anerkennung im Osten – und
später auch im Westen. Mit seinen
Reden fasziniert er bis heute selbst
politische Gegner. Nach seinem
Rücktritt aus der ersten Reihe der
Politik hat er nun im Gespräch mit
dem Journalisten Stephan Hebel
eine erste Bilanz seines Politikerle-
bens vorgelegt. Er spricht über die
Reize des Westens und die DDR-
Nostalgie, Sozialismus und Markt-
wirtschaft, Erfolge und Niederla-
gen seiner Partei, die bewegends-
ten Begegnungen und den Preis,
den die Politik dem Menschen
Gregor Gysi abverlangte. Die ne-
benstehenden Auszüge sind dem
Buch entnommen, das am 5. Okto-
ber erscheint. Mehr Informationen
über www.westendverlag.de

Gregor Gysi und Stephan Hebel:
Ausstieg links? Eine Bilanz, Verlag
Westend, 224 Seiten, 14,99 Euro
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»Unter sozialistischer
Marktwirtschaft konnten
die sich nichts vorstellen«
Gregor Gysi über das Jahr 1990, Telefonate mit Gorbatschow und was
Angela Merkel im November 2039 über den Linkspolitiker sagen wird
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J etzt wissen wir es aus beru-
fenem Munde: Angela Mer-
kel ist kein Kumpeltyp. Das,
was Lothar de Maizière mehr

als 25 Jahre nach seiner Zusammen-
arbeit mit der heutigen Kanzlerin zu
Protokoll gibt, gehört zu den vielen
kleinen Mosaiksteinen, die seit min-
destens einem Jahrzehnt mit Vorlie-
be gesammelt werden, um dem Phä-
nomen einer europa-, wenn nicht
weltweit anerkannten wie mitunter
auch beargwöhnten Politikerin auf
die Spur zu kommen. Der letzte DDR-
Ministerpräsident trifft sein Urteil
über seine damalige stellvertretende
Regierungssprecherin bei der Vor-
stellung eines neuen zwischen zwei
Buchdeckel gepressten Näherungs-
versuches an den wundersamen Weg
der unscheinbaren Pfarrerstochter
und weithin angepassten DDR-Wis-
senschaftlerin zur allgewaltigen Re-
gierungschefin und bisweilen ge-
fürchteten CDU-Vorsitzenden.
»Merkels Welt zur Wendezeit«

heißt das Buch des österreichischen
Korrespondenten Ewald König, der
auf ein echtes journalistisches Al-
leinstellungsmerkmal verweisen
kann: Er berichtete zu jenen fernen
Zeiten, als es noch zwei deutsche
Staaten gab, sowohl aus dem einen
als auch aus dem anderen Land. Und
beobachtete in der dramatischen Zeit
1989 und 1990 sozusagen aus dop-
pelter Perspektive die zunächst bei-
derseitig zögerliche und mit vielen
Vorbehalten beladene Reise aufei-
nander zu, die bekanntlich zu einer
rasanten und nicht ganz unfallfreien
Fahrt in die deutsche Einheit geriet.
Dass Merkel kein Kumpeltyp ist,

findet de Maizière übrigens gut, denn
derlei führt nach seiner Erfahrung
schnell zu Distanzlosigkeit. »Es hat
lange gedauert, bis wir uns geduzt
haben«, erinnert sich der letzte Mi-
nisterpräsident der DDR. Immerhin
sind die beiden dabei geblieben – und
das ist schon was. Denn König hat bei
seinen Recherchen bei anderen Zeit-
zeugen der Kanzlerinnenentstehung
erfahren, dass Merkel manch frühe-
rem Weggefährten das »Du« wieder
entzog. Dem Fotografen Michael Eb-
ner ist das passiert. Der hat dereinst
für die »Bild am Sonntag« das be-
rühmte Foto gemacht, auf dem der
erste Wahlkampf der jungen Frau do-
kumentiert ist: Die Kandidatin sitzt
spürbar fremdelnd in einer Fischer-
hütte auf Rügen im November 1990
und wird von keinem der vier Fischer
auch nur eines Blickes gewürdigt. Ein
surrealer Stimmenfang, den vermut-
lich nur die Fischer vergessen haben.
Der aber letztlich doch erfolgreich

war. Denn die politische Newcome-
rin vom Demokratischen Aufbruch,
die bei de Maizière nur gelandet war,
weil die Ost-SPD damals das Amt des
Vizeregierungssprechers nicht bean-
spruchte, holte trotz oder ob ihrer
sichtlichen Unbeholfenheit den
Wahlkreis für die CDU. Den hatte ihr
Günther Krause – der Mann, der am
Einigungsvertrag ein bisschen mit-
werkeln durfte – angeboten. Viel-
leicht lag ihr Erfolg an der ihr von de
Maizière attestierten Fähigkeit, kom-
plizierte Sachverhalte einfach sagen
zu können und mit klaren Aussage-
sätzen zu operieren: »Angela Merkel
hat keinen großen Wortschatz,
schmückende Adjektive sind ihr
fremd.« Vielleicht lag es auch daran,
dass sie »in der formalen Logik fast
unschlagbar« ist, wie der Ex-DDR-Mi-
nisterpräsident aus zahlreichen Aus-
landsreisen und Lagebesprechungen
von seiner Vizepressechefin weiß.
»Sie erreichte in der Hälfte der Zeit
die doppelte Relevanz.«
Diese Schnelligkeit und Effizienz

hat auch Petra Erler erfahren, die sich
ebenfalls vorübergehend mit Merkel
duzte, nachdem die beiden Frauen
sich als Jungpolitikerinnen näher
kennengelernt hatten. Erler ist »die

einzige Ostdeutsche, die es in die ho-
hen Etagen der Europäischen Kom-
mission in Brüssel geschafft hat«,
schreibt König in seinem Buch. Sie
war Beraterin bei Außenminister
Markus Meckel (SDP), wenig später
unter de Maizière Staatssekretärin
und hatte in ihrem früheren DDR-Le-
ben beim Institut für Internationale
Beziehungen in Potsdam gearbeitet.
»Und ab dem Tag, in dem Augen-
blick, ab dem sie mich siezte, wusste
ich, dass Angela ihre Entscheidung
getroffen hat. Da fühlte sie sich nicht
mehr der Regierung de Maizière ver-
pflichtet, sondern dachte nur noch an
ihre Zukunft«, gibt sie zu Protokoll.
Merkel habe knallhart Brücken ab-

brechen können, erinnert sich Erler,
die das ohne Wertung verstanden ha-
ben will. »Wenn man das nicht kann,
kann man nicht Bundeskanzler wer-
den.« Merkel habe eben zeitig be-
griffen, dass »der neue Herr von mor-
gen« Helmut Kohl heiße.
Das war freilich zu einem Zeit-

punkt, als der allgewaltige Kanzler sie
noch wie die meisten dies- und jen-
seits der Elbe unterschätzte. Obwohl
sein späteres »Mädchen« da doch
schon einiges hinter sich hatte. Nein,
damit ist nicht ihr Aufbegehren in
letzter Minute gegen den Instituts-
chef an der Akademie der Wissen-
schaften gemeint. Und auch nicht ihr
kurzer Besuch bei der Ost-SPD, die,

so de Maizière, ihr wohl zu »quas-
selstrippig« dahergekommen war.
Der Abstecher zeigt immerhin, dass
im Leben der jungen Angela Merkel
das Wort Alternativlosigkeit noch
keine Rolle gespielt haben muss.
Sie fand schließlich eine Alterna-

tive für sich: den Demokratischen
Aufbruch (DA). Dort sollte sie als-
bald heftige Flügelkämpfe erleben,
bei denen Merkel nach Aussagen von
Gründungsmitglied Andreas Apelt
stets zurückhaltend und nie polari-
sierend war. Dass sie schnell ein »gro-
ßes standing« hatte und Einfluss ge-
wann, führt Apelt darauf zurück, dass
sie stets über den Dingen zu stehen
schien und nicht kopflos wurde.

Letzteres geschah nicht mal, als
nur Tage vor der Volkskammerwahl
am 18. März 1990 der Super-GAU
beim DA in Gestalt der Enttarnung
von Parteichef Wolfgang Schnur als
Stasi-Spitzel stattfand. Da hat sich
Merkel zwar kurzzeitig geschockt und
angeblich unter Tränen Rat von ih-
rem heutigen Mann geholt – aber da-
nach ihren eigenen Weg fortgesetzt.
Dies sei der Crashkurs in Sachen Kri-
senmanagement für die Politikerin
gewesen, meint der Buchautor. Wer
derlei hinter sich hat, den kann auch
fürderhin kaum etwas aus den Lat-
schen hauen, schwingt da eine mög-
liche Erklärung von Merkels späterer
Unerschütterlichkeit mit – vom CDU-
Spendenskandal bis hin zu Ukraine-
Gesprächen, Griechenland-Program-
men und Flüchtlings-Lavierereien.
Vielleicht hat die Frau angesichts der
Schnur-Geschichte sogar schon da-
mals den Satz im Kopf gehabt, dass
das Ausspähen von Freunden gar
nicht geht – aber genau wie zwei
Jahrzehnte später derlei verständli-
che Enttäuschung mit dem ihr eige-
nen Pragmatismus weggesteckt.
Im Wegstecken scheint sie ja so-

wieso unübertroffen.Was hat man ihr
seit ihren ersten politischen Gehver-
suchen alles übergeholfen. Da gab es
herablassende Bespöttelungen ihrer
Kleidung und ihres Haarschnitts. Na-
türlich war sie unter all den selbst er-
nannten ausschließlich männlichen
Kohl-Erben in der CDU nur die Alibi-
oder Quotenfrau. Manche sagen mit
Vorliebe »die Dame«. Die Unterneh-
mens- und Politikberaterin Gertrud
Höhler nannte sie abschätzig die Frau
aus Anderland. Merkel hat das alles
äußerlich unberührt gelassen. Wirk-
lich zu schaffen gemacht haben soll
ihr, so ist bei König zu lesen, nur die
bei der CSU 2005 in Wildbad Kreuth
kursierende »Zonenwachtel«. Aber
bekanntlich haben alle, die in ihren
Verletzungen so erfinderisch waren,
die Frau nicht aufhalten können. Und
sie zu fürchten begonnen, weshalb
auch die peinlichen »Angie«-Zeiten in
der Union längst vorbei sind.
Lothar de Maizière, der bis heute

seine zahlreichen und wenig freud-
vollen Erlebnisse mit Helmut Kohl
präsent hat und sich darüber mehr er-
regen kann, als darüber, dass die Leu-
te vom DA 1990 so gar nichts mit sei-
ner CDU am Hut hatten, wundert das
nicht. Vermutlich hat er früher als an-
dere in der CDU im Westen die Neh-
merqualitäten der damals 35-Jähri-
gen erkannt. Dass heute anlässlich ih-
rer zehnjährigen Kanzlerinnenschaft
auch Merkels einstige Distanz zu der
Partei, der sie nun schon 15 Jahre
vorsitzt, als Sensation verkauft wird,
ist ihm nur ein weiterer Beleg von Un-
kenntnis über die DDR.
De Maizière spricht gelassen von

»Blockflöten« und den linken Über-
holversuchen der SED durch die Ost-
CDU. »Die Allianz für Deutschland
war keine Liebesheirat«, sagt er. Den-
noch habe er Kohl überzeugen kön-
nen. »Wenn man eine geschiedene
Frau heiratet, muss man wissen, die
bringt zwei Kinder mit – aber Erfah-
rung hat sie.« Die West-CDU setzte al-
so auf die Allianz einschließlich der
Ost-CDU und gewann die Wahl am
18. März 1990 und mit ihr die deut-
sche Einheit auf die bequemste Art.
Als Kohl nach der gesamtdeut-

schen Wahl im Dezember 1990 eine
Ostfrau ins Kabinett holen wollte,
freilich nur für ein »weiches« Minis-
terium, schlug Merkels Stunde. Da
ahnte der Riese freilich nicht, dass
sein Ziehkind ihm dereinst mit gro-
ßer Härte das Wasser abgraben wür-
de. Der Rest ist bekannt: Frauen- und
Jugendministerin, Umweltministe-
rin, CDU-Generalsekretärin, Partei-
chefin, Kanzlerin. Und Letzteres jetzt
zehn Jahre. Spannend wird eigent-
lich nur noch, wie Angela Merkel ih-
ren Abgang hinbekommt.

Mädchen, Dame
& kein Kumpeltyp
Angela Merkels Weg zur Wendezeit: Zeitzeugen
einer Kanzlerinnenentstehung. Von Gabriele Oertel

So ändern sich
die Zeiten
Merkel und Schröder: Zwei
Machtmenschen unter sich

Da war sie wieder, die coole
Kanzlerin, die über den Dingen
steht und beinahe amüsiert den
Kontrahenten von einst mit ei-
ner Buchvorstellung adelt. Es
scheint, als sei der Mann, der vor
beinahe genau zehn Jahren am
Wahlabend vor Fernsehkameras
wie ein Elefant im Porzellanla-
den wütete, sogar ein bisschen
gerührt. So ändern sich die Zei-
ten. Aus der peinlich berührten
und perplexen Wahlsiegerin
wurde eine selbstbewusste Re-
gierungschefin, deren Zeit im
Kanzleramt nun schon drei Jah-
re länger als die des Vorgängers
ist – aus dem testosteronge-
steuerten Verlierer ein dankba-
rer Altkanzler, der es nicht für
selbstverständlich hält, dass sie
nach all den Auseinanderset-
zungen seine von Gregor Schöll-
gen verfasste 1000-seitige Bio-
grafie zum Lesen empfiehlt.
Merkel wirft Schröder gnädig

ein paar Brocken hin: Er sei ein
begnadeter Wahlkämpfer, Prag-
matiker und Machtmensch, ha-
be sich mit der Agenda 2010 um
dieses Land verdient gemacht.
Und auf die listige Journalisten-
frage, ob sie sich hätte vorstel-
len können, ihn auch an ihrem
Kabinettstisch zu haben, ant-
wortet sie ebenso listig: »Da wä-
re ich auch mit klargekommen.«
Der Saal lacht – und weiß, dass
die Kanzlerin gerade gelassen ein
wahres Wort gesprochen hat.
Auch in der Antwort auf die

Frage nach gelegentlichem Aus-
tausch oder gar gemeinsamem
Essen, ist Merkels Freude an der
Überlegenheit zu spüren: »So
ausschweifend wollen wir nicht
gleich werden.« Es gebe ein
»überschaubares Repertoire an
Treffen«, gibt sie lächelnd zu Pro-
tokoll. Und als Schröder die
Übergabe im Kanzleramt im No-
vember 2005 schildert, ergänzt
siemit nuancierter Erinnerung an
einen einsamen Kuchen und zwei
Blumensträuße in ihrer Hand. Ei-
nig waren sich beide, dass im
Tresor nicht Geheimpapiere,
sondern nur die Uhren lagen, die
Berlusconi oft verschenkte .
Ein entspannter Termin. Zwei

Machtmenschen unterschiedli-
cher Spielart. Der eine hat das
Alphatier ganz bewusst stets vor
sich her getragen, die andere be-
vorzugt die subtilere Variante.
Der Einschätzung des Biografen,
dass Kanzler die Überzeugung
haben müssten, Deutschland auf
die Zukunft vorzubereiten – und
notfalls dafür den Verlust der
Kanzlerschaft in Kauf zu neh-
men haben, kann Schröder aus
eigenem Erleben nur zustim-
men. Seine Nachfolgerin nicht.
Sie flüchtet sich in Ermangelung
der Erfahrung in die Allerwelts-
floskel von der Schönheit der
Gestaltungsmöglichkeit. oer

Ewald König:
»Merkels Welt zur Wendezeit«,
mdv Mitteldeutscher Verlag
GmbH Halle (Saale),
264 S., Br., 14,95 Euro

Gregor Schöllgen:
»Gerhard Schröder. Die Biografie,
Deutsche Verlags-Anstalt
München, 1038 S., geb.,
34,99 Euro
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Zwölf Monate
Botschaften, Ministerrunden, Drahtberichte: Der Weg zur
Einheit – ein kurzes Drama aus unveröffentlichten Dokumenten.
Zusammengestellt von Tom Strohschneider

Flüchtlinge
Im Verlauf des späteren Vormittags und frü-
hen Nachmittags des 30.9.89 begannen ers-
te Gerüchte zu zirkulieren, daß eine Lösung
des Zufluchtsdramas in der Botschaft be-
vorsteht. Die Zufluchtsuchenden umarmten
sich und Botschaftsangehörige, die meisten
konnten diese von der Bundesregierung her-
beigeführte Lösung zunächst kaum fassen.
Diszipliniert, aber dennoch ihre Freude und
Bewegung nicht verheimlichend, bestieg ei-
ne Gruppe nach der anderen, entsprechend
der Ankunft der Busse aus den einzelnen Un-
terkünften, den Sonderzug. Als die Bot-
schaftsangehörigen um kurz nach 03.00 Uhr
noch einmal in die Botschaft zurückkehr-
ten, um ihre Sachen nach diesem denkwür-
digen Tag zu ordnen, warteten bereits die
ersten neuen Zufluchtsuchenden vor den
Toren. Einige wenige haben die Abfahrt des
Zuges nur um Minuten verpaßt.

(aus dem Drahtbericht des BRD-Botschafters in
Warschau, Franz Jochen Schoeller, 3. Oktober
1989)

Beziehungen
Am Rande der in Frankfurt veranstalteten
Konferenz des IEWSS (Institute for East-
West Security Studies, Anm. d. Red.) traf BM
Genscher auf dessen Wunsch auch mit dem
stellvertretenden DDR-Außenminister Har-
ry Ott zusammen. Neben dem Führungs-
wechsel und den hieraus abzuleitenden Fol-
gen für die innere Entwicklung der DDR sei-
en auch die bilateralen Beziehungen erör-
tert worden. Im Namen von Generalsekre-
tär Krenz und Außenminister Fischer möch-
te er die Bereitschaft der DDR-Führung be-
kräftigen, die Beziehungen zwischen der
DDR und der Bundesrepublik Deutschland
weiter normal zu entwickeln. Ott fuhr fort,
daß die DDR vor vielen Problemen stehe. Es
sei nicht zu erwarten, daß sich über Nacht
alles ändern würde. Man würde sich in der
DDR wünschen, weniger zu hören, was die
DDR tun müsse. BM (Genscher, Anm. d.
Red.) stellte fest, daß wir nicht an einer De-
stabilisierung der DDR interessiert seien. Ott
erwiderte, daß er dies mit großer Befriedi-
gung zur Kenntnis nehme. Der Rechtsan-
spruch der Bundesrepublik zur Staatsange-
hörigkeitsfrage und zur Obhutspflicht ent-

falte eine destabilierende Wirkung. Die Ab-
wanderung von hunderttausend, zumeist
jungen Menschen sei ein großer Verlust für
die DDR. BM warf ein, daß wir nicht die
Probleme der DDR lösen könnten. Ott er-
widerte, daß die DDR die Probleme auch bei
sich suche.

(aus einem Vermerk des Bundesaußenministe-
riums über das Gespräch von Hans-Dietrich Gen-
scher mit DDR-Vizeaußenminister Harry Ott, 19.
Oktober 1989)

Reaktionen
Der 10-Punkte-Plan des BK (Bundeskanz-
lers, Anm. d. Red.) ist im westlichen Aus-
land allgemein mit Überraschung und Skep-
sis aufgenommen worden. Kritische Unter-
töne sind unüberhörbar. Es fällt auf, daß sich
unter den Alliierten bis dato lediglich die
USA und Frankreich geäußert haben. Eine
Reaktion des offiziellen London fehlt. An-
dere westliche Länder haben teils mit Zu-
rückhaltung reagiert, teils Verständnis für
den Plan signalisiert, wobei sie die deutsche
Frage allerdings immer in den europäischen
Kontext stellen. Überraschend gelassen ist
die Reaktion der Finnen. Die Sowjetunion
hat mit Skepsis und Kritik auf das Vorgehen
des BK reagiert, das als überstürzt empfun-
den wird. Zwar wird der Gedanke konföde-
rativer Strukturen grundsätzlich gutgehei-
ßen, die Deklaration der Wiedervereinigung
als Ziel praktischer Politik stößt jedoch auf
Ablehnung. Der 10-Punkte-Plan des BK zielt
nach sowjetischer Auffassung auf eine Ver-
änderung dieser historischen Realitäten ab
und wird deshalb als Provokation und Ver-
such der Destabilisierung Europas empfun-
den. Kritisiert wird die hinter dem Plan ver-
mutete Absicht, die Schwäche des Nach-
barn zum eigenen Vorteil zu nutzen.
Israels PM (Premierminister JitzchakAnm.

d. Red.) Schamir habe vor Journalisten in Tel
Aviv, ohne direkt auf den 10-Punkte-Plan
einzugehen, gesagt »das Gerede über eine
Wiedervereinigung Deutschlands und die
Schaffung eines größeren, stärkeren und ver-
einigten Deutschlands« werde »vom jüdi-
schen Volk als quälend empfunden«.

(aus der Vorlage des Referatsleiters 210, Frank
Lambach, für BRD-Staatssekretär Jürgen Hell-
mut Sudhoff, 1. Dezember 1989)

Keine Spekulationen
In Zusammenhang mit 10-Punkte-Plan Kohls
aktiv mit Erklärung Regierungssprecher vom
28. November arbeiten. Kann an Partner
übergeben werden. Ferner darauf verwei-
sen, daß Appell »Für unser Land« breite Zu-
stimmung in DDR findet. Ausdruck des Wil-
lens Mehrheit Bevölkerung, DDR als souve-
ränen sozialistischen Staat zu erhalten und
festigen. Folgende Argumentationen zusätz-
lich verwenden: Beginn neuer Phase der Ent-
wicklung in Europa. Europäische Entwick-
lung stellt Frage Beziehungen zwischen bei-
den deutschen Staaten. Auf der Tagesord-
nung stehen also qualitativ neue Formen der
Zusammenarbeit zwischen beiden souverä-
nen deutschen Staaten, nicht Spekulationen
über deutsche Wiedervereinigung.

(aus der Rotstrichinformation der Hauptabtei-
lung Information im DDR-Außenministerium, 1.
Dezember 1989)

Naive Leute
François Mitterand: Meinen Sie, daß die
Mehrheit Vorbehalte gegen eine Wieder-
vereinigung hat?
Gregor Gysi: Nach westlichen Umfragen

sind 70 Prozent dagegen und 30 sehr dafür.
Unter diesen 30 Prozent findet man – wenn
man mit den Menschen einzeln spricht –
auch naive Leute. Es gibt aber unter ihnen ei-
nen ganz aggressiven Kern. Eine Wieder-
vereinigung jetzt wäre ein Sieg der Rechten
in Europa. Die Linke würde an den Rand ge-
drückt werden, auch die SPD, obwohl sie es
noch nicht einsehen will.

(aus einem Vermerk des DDR-Außenministeri-
ums über das Gespräch von SED-PDS-Chef Gre-
gor Gysi mit Frankreichs Staatspräsidenten Fran-
çois Mitterrand, 21. Dezember 1989)

Erinnerungen
Die Möglichkeit einer absehbaren Über-
windung der deutschen Teilung ruft in den
USA insbesondere bei jüdischen Beobach-
tern Erinnerungen an Erfahrungen zurück,
die vor allem mit der historisch letzten Pha-
se eines geeinten Deutschlands, der NS-Zeit,
verbunden sind.
(aus dem Drahtbericht des BRD-Botschafters in
Washington, Jürgen Ruhfus, 22. Januar 1990)

Rochade
Die »große Rochade« Gorbatschows zeigt,
daß er angesichts der Entwicklung in der
DDR sich zwischen Schewardnadses zwei
Perspektiven der deutsch-deutschen Ent-
wicklung – »Katalysator« oder »zerstöreri-
scher Faktor« – entschieden hat: Nur ein
Kurs, der die Dynamik der deutschen Ent-
wicklung für Frieden und Stabilität in Eu-
ropa nutzt, statt ihr entgegenzutreten, för-
dert sowjetische Mitgestaltung und Sicher-
heitsinteressen. Die Rochade schafft gleich-
zeitig neue »Koordinaten« für unsere Poli-
tik.
Die deutlich zur Schau getragene Wert-

schätzung (Hans) Modrows und die Tatsa-
che, daß die PDS mittlerweile ebenfalls die
deutsche Einheit als zwingend anerkannt
hat, machen (Michail) Gorbatschows Äu-
ßerungen gleichzeitig auch zurWahlhilfe für
die Bruderpartei. So sind seine kritischen
Untertöne gegen Versuche der Destabilisie-
rung zu verstehen. Indem er sich Modrow
stellt, vermeidet er aber gleichzeitig jede
Bindung an das weitere Schicksal der PDS.

(aus einer Vorlage des Referatsleiters 213 (Sow-
jetunion), Klaus Neubert, für Bundesaußenmi-
nister Hans-Dietrich Genscher, 31. Januar 1990)

Schockiert I
Als er, BM (BRD-Außenminister Genscher,
Anm. d. Red.), die Lage in der DDR ge-
schildert und erklärt habe, daß die innere
Ordnung verfalle, habe (Eduard) Sche-
wardnadse schockiert reagiert. Die Bundes-
regierung sei bemüht, nach Kräften zur Sta-
bilisierung der Lage in der DDR beizutra-
gen. Unter Zurückstellung schwerer Be-
denken bei einigen auf unserer Seite hätten
wir deshalb das Angebot zu Verhandlungen
über eine Wirtschafts- und Währungsunion
unterbreitet. Man müsse sehen, daß die
Menschen in der DDR zunehmend unge-
duldiger würden. Das wesentliche Ergebnis
der Moskauer Gespräche lasse sich in dem
Satz zusammenfassen, daß von der Sowjet-
union der Vereinigung Deutschlands keine
Hindernisse in den Weg gelegt würden.

(aus einem Vermerk des BRD-Außenministeri-
ums über ein Gespräch der Bundesminister
Hans-Dietrich Genscher, James Baker, USA, Ro-
land Dumas, Frankreich, und Douglas Hurd,
Großbritannien, bei dem am 11. Februar 1990
über den vorausgegangenen Besuch von Kanz-
ler Helmut Kohl und Genscher in Moskau am 10.
Februar 1990 berichtet wurde)

Einmischung
In letzter Zeit hat die Einmischung der BRD
in die inneren Angelegenheiten der DDR, in
den Verlauf des Wahlkampfes einen äußerst
unverhüllten und massiven Charakter ange-
nommen. Westdeutsche Staatsmänner und
Politiker ignorieren die Souveränität der DDR
und elementare Normen des zwischenstaat-
lichen Umgangs und zimmern nach eigenem
Gutdünken Wahlbündnisse von Parteien der
DDR zusammen, in einer Reihe von Fällen
leiten sie sogar Koordinierungsräte dieser
Blöcke. H. Kohl, Führer von Bonner Parteien
und andere offizielle Persönlichkeiten der
BRD beabsichtigen, eine Serie von Wahlre-
den in der Republik durchzuführen. All das
geschieht ohne Zustimmung der Behörden
der DDR, gegen den Beschluss der Teilneh-
mer des »Runden Tisches« über die Nicht-
zulassung westdeutscher Politiker am Wahl-
kampf in der Republik. In Moskau interes-
siert man sich dafür, welche Schritte die Re-
gierung der DDR unternimmt bzw. beab-
sichtig zu unternehmen.

(aus einer Mitteilung des sowjetischen Bot-
schafters in Ost-Berlin, Wjatscheslaw Kotsche-
massow, anMinisterpräsidentHansModrow, 22.
Februar 1990)

Schockiert II
Das Wahlergebnis in der DDR hat hier nach
unseren Eindrücken der letzten Tage nicht
nur überrascht, sondern auch schockiert.
Das, was die Führung hier seit längerem
weiß bzw. befürchtete, ist nun auch für die
für Deutschland verantwortlichen Apparate
in SAM (Sowjetischem Außenministerium,
Anm. d. Red.) undZK (Zentralkomitee, Anm.
d. Red.) deutlich geworden. Das von ihnen
über Jahrzehnte aufgebaute politische Sys-
tem der DDR verfügte über keine demokra-
tische Legitimität. Auch hier wird einge-
räumt, daß das Abschneiden der SED stark

In Sektlaune: Kanzler Kohl, Minister Genscher, Sprecher Johnny Klein auf dem Rückflug aus Moskau, Februar 1990 Foto: Getty Images/Thomas Imo

Die Einheit
Die Sowjetunion als NATO-Mit-
glied? Das erscheint nicht erst vor
dem Hintergrund der geopoliti-
schen Konfliktlage des Jahres
2015 als eine einigermaßen ab-
surde Vorstellung. Und doch hat
es diesen Gedanken im Jahr 1990
wohl gegeben, er taucht in ei-
nem Vermerk des Büroleiters des
damaligen Bundesaußenminis-
ters Hans-Dietrich Genscher auf:
Frank Elbe hatte Entsprechendes
von Robert Zoellick, damals Be-
rater des US-Präsidenten, der es
wiederum in einem Gespräch mit
US-Außenminister James Baker
hörte, in dem dieser über ein
Treffen mit Michail Gorbatschow
berichtete.War eswirklich so,wie
Baker laut Zoellick geschildert
haben soll, »dass Gorbatschow in
dieser Frage nicht scherze«?
Ein Dokument von sowjeti-

scher Seite, das dieses Detail aus
dem Treffen in Moskau im Mai
1990 bestätigt, findetman in dem
soeben erschienen großartigen
Band »Die Einheit« nicht. Der Zu-
gang zu sowjetischen Archiven
sei noch immer schwierig, schrei-
ben Heike Amos und Tim Geiger
in ihrer Einleitung zu der über
800 Seiten umfassenden Samm-
lung von »in aller Regel bislang
unveröffentlichten Dokumenten«
über das Auswärtige Amt, das
DDR-Außenministerium und den
Zwei-plus-Vier-Prozess. Die
größtenteils als geheime Ver-
schlusssachen und vertraulich
deklarierten Vermerke, Briefe,
Berichte sind vom Institut für
Zeitgeschichte zusammengetra-
gen worden, »um erstmals den
gewichtigen Beitrag des Aus-
wärtigen Amtes, aber eben auch
des Außenministeriums in Ost-
Berlin im Prozess der deutschen
Vereinigung angemessen zu do-
kumentieren«.
Dass von den 170 Dokumen-

ten die meisten neue Blicke auf
die Politik der Bundesrepublik
richten, nicht der DDR, wird mit
Blick auf die »Qualität und Subs-
tanz« der Berichte »und letztlich
das unterschiedliche historische
Gewicht beider Ministerien« be-
gründet. Es liegt wohl nicht fern,
darüber hinaus zu sagen, dass
hier derjenige das Feld der Ge-
schichte bestellt, der »als Sie-
ger« übrigblieb.
Für das Politische Archiv des

Auswärtigen Amtes gilt eine 30-
Jahre-Sperrfrist, die auch für die
dort verwahrten Akten des DDR-
Außenministeriums gilt. Seit
2009 wurden »mehrere hundert
Aktenbände« vorzeitig offenge-
legt, der von Horst Möller, Ilse
Dorothee Pautsch, Gregor
Schöllgen, Hermann Wentker
und Andreas Wirsching heraus-
gegebene Band ist nicht der ers-
te, der davon profitiert. Und: Es
ist kein Werk ausschließlich für
Historiker. Die nebenstehenden,
stark gekürzten Auszüge können
davon vielleicht einen kleinen
Eindruck verschaffen. tos

»Die Einheit. Das Auswärtige Amt,
das DDR-Außenministerium und
der Zwei-plus-Vier-Prozess«. He-
rausgegeben im Auftrag des Insti-
tuts für Zeitgeschichte München –
Berlin. Bearbeitet von Heike Amos
und Tim Geiger. Vandenhoeck &
Ruprecht, 850 Seiten, 34,99 Euro.
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mit den sozialen Ängsten der Träger des al-
ten Systems, nicht aber mit der Anhäng-
lichkeit an den »realen Sozialismus« zu-
sammenhängt.

(aus dem Drahtbericht des BRD-Botschafters
Klaus Blech in Moskau, 21. März 1990)

Kein Spaziergang
Kastrup berichtete über seine Gespräche in
Moskau am 09.04.1990. Er habe den Ein-
druck gewonnen, daß die SU weder versu-
che, den Lauf der Dinge zu bremsen, noch
auf bestimmte Lösungen festgelegt sei. Sie
suche nach Lösungen, z.T. tastend und un-
sicher.
Dufourcq: Ausgehend von dem letzten

Gespräch zwischen Dumas und Scheward-
nadse habe auch er den Eindruck, daß die
SU ihre Positionen ausgesprochen zügig än-
dere bzw. anpasse.
Kastrup: Die SU sei an weiteren Gedan-

kenaustauschen interessiert. Auch die Drei
sollten hierbei ermutigen.
Dufourcq: Auch gesichtswahrender As-

pekt?
Kastrup: Ja, auch das sei wichtig.
Weston: Die SU suche z. Zt. das Ge-

spräch mit allen Beteiligten. Sie werden die
Ergebnisse sorgfältig auswerten. Das ganze
werde für den Westen keinesfalls ein Spa-
ziergang sein.

(aus dem Protokoll der Konsultation der vier
westlichen Politischen Direktoren, Bertrand Du-
fourcq, Frankreich, Dieter Kastrup, BRD, Ray-
mond Seitz und Bob Zoellick, USA, und John
Weston, Großbritannien, am 10. April 1990 in
Brüssel)

Eliminiert
Wir haben den TOP (Tagesordnungspunkt,
Anm. d. Red.) Reparationen eliminiert. Wir
haben den von F (Frankreich, Anm. d. Red.)
hergestellten Zusammenhang zwischen Ra-
tifizierung Grenzvertrag D/PL (Deutsch-
land/Polen, Anm. d. Red.) und Ablösung der
Vier-Mächte-Rechte zusammen mit USA er-
folgreich infrage gestellt. Wir haben mit den
USA infrage gestellt, inwieweit die Vier die
Endgültigkeit der Grenzen Deutschlands
feststellen müssen. Im Ergebnis überwog die
Tendenz, daß politische, nicht rechtliche Er-
wägungen über die Frage entscheiden wer-
den. Es bleibe erforderlich, dass wir unsere
Positionen mit Festigkeit vertreten, wofür
wir von den USA Unterstützung erhalten.

(aus einem handschriftlichen Vermerk des Re-
feratsleiters 210 (Außenpolitische Fragen, die
Berlin und Deutschland als Ganzes betreffen),
Frank Lambach, über das Treffen der Legal Wor-
king Group of the Western Four am 8. Mai 1990
in London)

Hauptproblem I
Für die sowjetische Seite sei die NATO-Fra-
ge das Hauptproblem. Dieses sei insbeson-
dere in dem Gespräch mit Gorbatschow
deutlich geworden. Dabei seien die Aus-
führungen von Gorbatschow voller Wider-
sprüche gewesen. Gorbatschow habe die
Mitgliedschaft Deutschlands in der NATO
nicht nur als ein psychologisches Problem
bezeichnet. Es würde auch die strategische
Stabilität in Europa verändern. Die Mit-
gliedschaft Deutschlands in der NATO sei
nicht notwendig, denn schließlich brauche
man keine Blöcke mehr. Andererseits habe
er sich Gedanken darüber gemacht, was pas-
sieren würde, wenn die Deutschen aus der
NATO rausgehen. Es sei ihm nicht klar, was
den Amerikanern lieber sei, die Deutschen
in der NATO unter Kontrolle zu halten oder
ihnen freien Lauf zu lassen. Schließlich ha-
be Gorbatschow argumentiert, daß die
NATO-Mitgliedschaft des vereinigten
Deutschlands zu einer Vorherrschaft der
Deutschen in der NATO führen werde. Er ha-
be dann gesagt, als Lösung bleibe immer
noch übrig, daß die Sowjetunion der NATO
beitrete. Zoellick sagte mir, daß Baker
durchaus den Eindruck gehabt habe, daß
Gorbatschow in dieser Frage nicht scherze.

(aus einem Vermerk des Leiters des Minister-
büros, Frank Elbe, für Bundesaußenminister
Hans-Dietrich Genscher, 23. Mai 1990)

Richtlinienkompetenz
Der Bundeskanzler rief mich heute um 8.50
Uhr an. Er habe noch am letzten Mittwoch
mit dem Bundesminister über die Grenze in
Polen gesprochen. Er müsse jetzt erfahren,

daß das Auswärtige Amt bereits mit den Po-
len über diese Fragen Gespräche geführt ha-
be. Dies sei auch eine Frage der Richtlini-
enkompetenz. Er wolle klarstellen, daß Ge-
spräche mit den Polen »nicht in Frage kä-
men«. Bevor mit den Polen über die Dinge
gesprochenwürde, müssen sie erst intern »in
warmen Tüchern sein«. Ich habe den Bun-
deskanzler darauf aufmerksam gemacht,
daß das Bundeskanzleramt über diese Ge-
spräche vorher Kenntnis und ihnen zuge-
stimmt hatte.

(aus einem Vermerk des Staatssekretärs Jürgen
Sudhoff für Bundesminister Hans-Dietrich Gen-
scher, 25. Mai 1990)

Hauptproblem II
BM (BRD-Außenminister Genscher) habe
Schewardnadse erklärt, daß jede Verlänge-
rung des Einigungsprozesses destabilisie-
rend in der DDR wirken könne. Scheward-
nadse, der von anderen anderes gehört zu
haben schien, habe aufmerksam zugehört
und während des Mittagessens mit erkenn-
barem Erstaunen zur Kenntnis genommen,
dass immer noch wöchentlich ca. 2000 Men-
schen die DDR verlassen. Als Hauptproblem
der Übergangszeit habe S. die sowjetische
Truppenpräsenz auf dem Gebiet der heuti-
gen DDR bezeichnet. Er habe ein Junktim
zur Präsenz alliierter Truppen im Westen
Deutschlands hergestellt und darauf hinge-
wiesen, daß sowjetische Truppen nur zu-
rückgezogen werden könnten, wenn die al-
liierten Truppen im Westen wenigstens auf
ein symbolisches Niveau reduziert würden.
BM habe jede Parallele zurückgewiesen.
Man könne sowjetische Truppenpräsenz
nicht mit Anwesenheit alliierter Truppen in
Westdeutschland gleichsetzen.

(aus dem Drahtbericht des BRD-Botschafters bei
der NATO, Hans-Friedrich von Ploetz, 13. Juni
1990)

Soviel wie möglich
sofort
Überleitung von Bundesrecht: Ablehnung
der BMI-Prämisse (BMI: Bundesministeri-
um des Inneren, Anm. d. Red.), daß zu-
nächst grundsätzlich DDR-Recht fortgelten
und Bundesrecht nur soweit dies ausdrück-

lich gesagt ist sofort übergeleitetwerden soll.
Es solle vielmehr soviel von unserem Recht
wie möglich sofort in der DDR in Kraft ge-
setzt werden.

(aus einem Vermerk des Referatsleiters 510
(Staats- und Verwaltungsrecht) im BRD-Au-
ßenministerium, Peter Metzger, zur »Arbeits-
gruppe Beitrittsmodalitäten«, 5. Juli 1990)

Investorenhoffnung
BM (Bundesaußenminister Genscher) un-
terrichtet AM (Sowjetischer Außenminister
Schewardnadse) sodann über Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Regierungs-
parteien in Bundesrepublik und SPD und
über verfassungsrechtliche Situation in Bun-
desrepublik. Datum für Vereinigung könne
danach zwischen 2. September-Hälfte und
14. Oktober liegen. Alle Parteien seien sich
jedoch dahingehend einig, daß – im Unter-
schied zu Wahldatum – Datum der Vereini-
gung vor allem wegen der wirtschaftlichen
Entwicklung in der DDR vorgezogen wer-
den müsse, die Anlaß zu großer Besorgnis
gebe. Die Hoffnung, daß nach der Vereini-
gung ein stärkeres Engagement westdeut-
scher und europäischer Investoren erfolgen
werde, sei sicher richtig.

(Vermerk über ein Telefongespräch von Bun-
desaußenminister Hans-Dietrich Genscher mit
dem sowjetischen Außenminister Eduard Sche-
wardnadse, 7. Augst 1990)

Abwicklung I
Die Leiter der Auslandsvertretungen erhiel-
ten von Staatssekretär Dr. Domke folgendes
Telegramm:
1. Gemäß Beschluß der Volkskammer

vom 23.8.1990 erfolgt der Beitritt der DDR
zur BRD auf Grundlage des Artikels 23 des
Grundgesetzes mit Wirkung vom 3.10.1990.
2. Mit diesem Datum ist die Tätigkeit der
DDR-Botschaften zu beenden. 3. Der Per-
sonalabbau ist bis dahin, wie festgelegt, fort-
zusetzen. Die vorliegenden Weisungen zur
materiell-technischen Abwicklung sind in
Abstimmung mit dem BRD-Botschafter zü-
gig zu realisieren.

(aus der Rotstrichinformation der Unterabtei-
lung Information des DDR-Außenministeriums,
28. August 1990)

Ausgebliebenes Signal
Die geschilderten Erfahrungen zeigen ex-
emplarisch die in 40 Jahren ideologischer
Teilung gewachsene Kluft zwischen den Sys-
temen. Auch im MfAA habe ich das gesamte
Spektrum persönlichen Verhaltens erlebt:
von sehr sympathischen bis zu wenig Ver-
trauen erweckenden Kollegen. Ich fand es
folgerichtig, dass für dieMehrzahl ihre durch
ein solches System geprägte Tätigkeit für das
MfAA nach dem 3. Oktober 1990 auslief. An-
dererseits bedauere ich es, dass für eine Rei-
he gut ausgebildeter MfAA-Kollegen vor al-
lem jüngeren Alters die individuelle Prü-
fung einer Übernahme in den gesamtdeut-
schen Auswärtigen Dienst nicht stattfand.
Dies wäre ein versöhnliches Signal und ein
Gewinn für uns alle gewesen.

(aus dem Erfahrungsbericht des Austauschbe-
amten aus demBRD-Außenministerium imDDR-
Außenministerium, Helmut Frick)

Abwicklung II
Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Heu-
te ist für die meisten von Ihnen der letzte Ar-
beitstag in diesem Hause. Der am 3. Oktober
1990 beginnende Wartestand ist eine ein-
schneidende Veränderung im persönlichen
Leben jedes Einzelnen. Dies wurde ja auch
bei der Personalversammlung am vergange-
nen Freitag überaus deutlich. Umso bedau-
erlicher ist es, daß eine Reihe von Fragen, die
in diesem Zusammenhang auftreten, bisher
nicht ausreichend gelöst werden konnten. Si-
cher hat es dabei auch Fehler und Versäum-
nisse der Leitung des Hauses gegeben. Oft je-
doch sind unsere Bemühungen zur Lösung of-
fener Fragen an anderer Stelle gescheitert.

(aus einer Hausmitteilung des Staatssekretärs
Kersten Radzimanowski an alle Mitarbeiter des
DDR-Außenministeriums, 2. Oktober 1990)

Abwicklung III
Dies ist der letzte Bericht der ständigen Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland bei
der DDR. Heute haben wir sehr gute Bezie-
hungen zur DDR. Morgen brauchen wir kei-
ne mehr. Der Kreis hat sich geschlossen.

(aus dem Drahtbericht des Ständigen Vertreters
in Ost-Berlin, Franz Bertele, 2. Oktober 1990)

Mit Sorgenfalten: Schewardnadse, Genscher und DDR-Außenminister Markus Meckel im Sommer 1990 in Berlin Foto: dpa/Wolfgang Kumm

»Er habe dann gesagt,
als Lösung bleibe
immer noch übrig,
daß die Sowjetunion
der NATO beitrete.
Zoellick sagte mir,
daß Baker durchaus
den Eindruck
gehabt habe, daß
Gorbatschow in
dieser Frage
nicht scherze.«

»Dies ist der letzte
Bericht der
ständigen Vertre-
tung der Bundes-
republik Deutsch-
land bei der DDR.
Heute haben
wir sehr gute
Beziehungen zur
DDR. Morgen
brauchen wir keine
mehr. Der Kreis hat
sich geschlossen.«
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Eine Fotoreportage von Ute Mahler

M it dem Zeitpunkt des Beitritts geht die
DDR als selbstständiges Völkerrechts-
subjekt unter.« So steht es in einem

Schreiben des BRD-Außenministeriums aus den
Tagen davor. Ein sprachlicher Schlussstrich. Ei-
ne bürokratische Beerdigung. In der Deutschen
Demokratischen, die am 2. Oktober ihre letzte
Stunden erlebte, wurde vielerorts nicht so nüch-
tern in den nächsten Tag und in die Bundesre-
publik hinein gefeiert. Die Fotografin Ute Mah-
ler war damals in Potsdam dabei. Geboren 1949
im thüringischen Berka avancierte sie nach ei-
nem Studium der Fotografie an der Hochschule
für Grafik und Buchkunst in Leipzig zu einer der

prägendsten Künstlerinnen ihres Fachs. Was in
ihren Bildern von jener Nacht der Einheit zum
Ausdruck kommt: kleine Risse, erste Wider-
sprüche. Da ist die sprichwörtliche »nationale
Besoffenheit«, da erkennt man in Gesichtern die
von hohen Erwartungen erfüllte Zukunftsaus-
sicht – aber auch schon den Vorschein jener Er-
fahrungen, die dann viele erst machen mussten:
dass die Landschaften nicht für alle blühen. Das
ernste Gesicht des damaligen DDR-Innenminis-
ters Peter-Michael Diestel, der im Festzelt ein we-
nig verloren zwischen den Biertischen steht; auf
die Uhr blickend, weil die Zeit abläuft. Deutsch-
landfahnen und Jeanswesten.

Wenn im Rückblick und vom Ende der Ge-
schichte her gedacht die »Wiedervereinigung«
erzählt wird, dann gerät das lange Jahr 1989/90
meist zu einer zwangsläufig auf einen Höhe-
punkt zusteuernden national-bürgerlichen Re-
volution. Immer öfter wird vergessen, dass zu Be-
ginn etwas anderes stand, ein linkes Aufbegeh-
ren für einen demokratischen Sozialismus, und
dass am Ende etwas dabei herauskam, das in den
schwarzrotgoldenen, tränenverhangenen Feu-
erwerksbildern vom Platz vor dem Berliner
Reichstag untergeht.
Ute Mahlers Bilder bewahren etwas von »dem

Dazwischen« auf. tos



Aufbau Ost – da war doch
noch was? Genau: Vorher
kam der Abbau Ost. Die Zer-
schlagung und Verscherbe-

lung der ostdeutschen Betriebe, Kom-
binate und VEBs. Viele »Wessis«
strömten gleich nach dem Mauerfall
gen Osten, denn es gab etwas zu ver-
dienen. Glücksritter aller Couleur
machten sich auf den Weg: Versiche-
rungsheinis, Bananenhändler, Ge-
strandete und Gescheiterte und Bes-
serwisser, bald auch schon als »Bes-
serwessis« apostrophiert. Zu letzteren
zählte auch der Autor dieses Textes im
Jahr 1991. Selbst ohne Job, griff ich
damals nach jedem Strohhalm.
Es begann in einem Hinterzimmer

im »Borchers«, einer damals sehr an-
gesagten Kneipe im Hamburger
Stadtteil Eppendorf – nur einen
Steinwurf von der Gedenkstätte Ernst
Thälmann entfernt ... Irgendjemand
gab den Tipp, sich doch bei einer der
wie Pilze aus dem Boden schießen-
den Weiterbildungsgesellschaften zu
bewerben. Diese sollten den »Ossis«
die Segnungen der Marktwirtschaft
beibringen und das Bewerbungsge-
spräch – die Kunst, sich zu verkau-
fen, Interesse zu heucheln, auchwenn
man nur einen Job sucht.
Doch zunächst stand das eigene

Bewerbungsgespräch an. Um einen

Kneipentisch hatte sich etwa ein
knappes Dutzend Interessenten ver-
sammelt. Alle waren sie auf Arbeits-
suche: angehende oder abgebroche-
ne Juristen, Volkswirtschaftler, Be-
triebswirtschaftler und – meine Per-
son – ein arbeitsloser Politologe.
»Brotlose Kunst«, hatte es damals
schon geheißen nach meinem Wech-
sel vom Studium der Rechtswissen-
schaft zur Politikwissenschaft Ende
der 1970er Jahre. War ja klar, das
konnte nichts werden.
Doch es kam anders. »Kein Prob-

lem«, sagte der Anwerber in die Run-
de, als ich ihm von meinem Diplom-
abschluss berichtete. Er selbst habe
bis vor kurzem Holzfußböden ver-
legt, und das als jemand mit einem
akademischen Abschluss. Doch das
war gestern. Flugs hatte er mit Kom-
pagnons eine florierende Weiterbil-
dungsgesellschaft gegründet, eine Li-
zenz zum Gelddrucken, wie sich bald
herausstellte. Die Klientel lag im Os-
ten – tausende Kurzarbeiter und Ar-
beitslose, deren Qualifikationen von
heute auf morgen nichts mehr wert
waren.
Auch brotlose Künstler wie ich

würden nun also, gen Osten ge-
schickt, vom Zusammenbruch profi-
tieren. Ging es doch darum, den ehe-
maligen DDR-Bürgern die Vorzüge

der Marktwirtschaft zu erläutern und
nebenbei etwas Bewerbungstraining
zu machen. Das müsste doch zu
schaffen sein. »Marktwirtschaft« –
doch nur ein anderes Wort für Kapi-
talismus, dachte sich der Bewerber,
behielt aber diese Erkenntnis dann
doch lieber für sich. Auch im Westen
hatte man gelernt, im richtigen Mo-
ment zu schweigen. Schließlich ging
es hier um den Lebensunterhalt, und
da nahm man einige ideologische
Verrenkungen in Kauf. Die hohe
Kunst der Verstellung, die sich als
»Flexibilität« ausgibt.
Eine Frau meinte noch fachkun-

dig, man müsse doch mal sehen, ob
diese Ossis überhaupt »teamfähig«
seien. »Dumme, arrogante Kuh«,
dachte der Politologe und schwieg.
Dann war die Bewerbungsrunde be-
endet, jetzt ging es darum, wie man
zur neuen Wirkungsstätte gelangt. Es
bildeten sich Fahrgemeinschaften. An
einem Sonntagabend im Juni 1991
ging es los in den »wilden Osten«.
»Der Osten« – das war Senften-

berg in der Niederlausitz, genau ge-
nommen war es ein Ortsteil von
Senftenberg: Brieske. Im dortigen
Kulturhaus sollten die »marktwirt-
schaftlichen Orientierungskurse«
stattfinden. Doch zunächst ging es
um die Unterkunft. Jeder der zu-

künftigen Dozenten bezog eine möb-
lierte Einraumwohnung in einem
mehrstöckigen Plattenbau im Ort
Schwarzheide, das zu DDR-Zeiten
vom dortigen Braunkohlenkombinat
lebte. Schon 1990 hatte die west-
deutsche BASF das Unternehmen aus
der Konkursmasse der Treuhand er-
worben. Meine geräumige Einzim-
merwohnung war eigentlich ganz
okay, doch bald stellte sich heraus,
dass sich jetzt im Sommer hier die
Luft staute, weil es keinen Durchzug
gab. Es war stickig. Aber da wir die
meiste Zeit im Senftenberger Orts-
teil Brieske unterrichteten, würde
das nur abends oder nachts ein Prob-
lem sein.
Dann der Praxisschock. Die ent-

scheidende Frage war: Was erzähle
ich arbeitslosen Ex-DDRlern und
Menschen in Kurzarbeit? Dass der
Kapitalismus die Schuld hat? Das ging
eigentlich nicht, sagte mir mein Re-
alitätssinn, wo doch gerade eben der
real existierende Sozialismus ge-
scheitert war und die »Marktwirt-
schaft« der BRD fröhlich prosperierte
und sich als alternativlos darstellte.
Also ging es erst einmal um Be-

werbungsgespräche: Einer verließ
zunächst den Raum, das war der Be-
werber. Zwei oder drei andere mim-
ten die Personalchefs der Firma XYZ

und stellten mehr oder weniger in-
telligente Fragen.
»Wo liegen Ihre Schwächen, wo

liegen die Stärken? Was haben Sie
vorher gemacht?« Ach so, 20 Jahre
Kantinenkraft im Braunkohlentage-
bau. Hm, ja. Nicht schlecht, aber wer
suchte zu dieser Zeit eine Kantinen-
frau aus dem Braunkohlentagebau?
Irgendwann ging es um anderes. Sie
wollten reden, sich mitteilen, ich hör-
te zu. Viele beklagten sich über mei-
ne Vorgänger, darunter – oh, Schreck
– eine Türkin. Eine »Ausländerin«. Die
hätte sie sogar beschimpft. Ich, der
Politologe, sei übrigens der erste, der
ihnen wirklich mal zuhörte. Ein Lob,
immerhin. Ja, zuhören, das konnte
ich schon immer ganz gut. Aber re-
den? Lieber nicht. War ich hier wirk-
lich richtig?
Aber auch ich konnte das Besser-

wissen nicht abstellen. Die Industrie
der DDR war keineswegs »Weltni-
veau«, wie stets behauptet wurde, er-
klärte ich. Der Maschinenpark war
veraltet. Woher ich das wusste? Na
ja, stand doch überall in den Zeitun-
gen. Und der Sozialismus. Auch so ein
Thema. Offenbar war die DDR ein-
fach noch nicht der »wirkliche« So-
zialismus, wie ihn Marx, Lenin und
Trotzki gewollt hätten. Und damit
war es heraus. Marx, Lenin und
Trotzki – jetzt hatte ich mich geou-
tet. Meine Zuhörer zuckten wohl in-
nerlich zusammen, als sie die Namen
der Säulenheiligen des Sozialis-
mus/Kommunismus vernahmen. Und
auch noch in einem Atemzug mit
Trotzki, dem Verfemten, dem mit der
»permanenten Revolution«.
Dabei hatte ich sogar über Rudolf

Bahros in den 1970er Jahren er-
schienene »Alternative« eine volu-
minöse Semesterarbeit geschrieben,
für die ich von meinem Dozenten ein
dickes Lob erhielt. Ich kannte mich
aus, dachte ich. Ich fühlte mich mei-
nen Zuhörern näher. Und wollte mit
ihnen teilen. Das frühere SED-Mit-
glied Bahro hatte eine »Kulturrevo-
lution« für die DDR gefordert, die
ökologische Frage aufgeworfen, sich
auf die Erkenntnisse des Club of Ro-
me berufen, die Blockkonfrontation
kritisiert und war zu acht Jahren
DDR-Knast verurteilt worden. Meine
braven Zuhörer ließen sich nichts an-
merken. Vermutlich hatten sie in
Jahrzehnten DDR-Alltag gelernt zu
schweigen.
Schon bald wurde klar: Diesen

Leuten konnte ich nichts erzählen.
Weder über die Marktwirtschaft noch
über den Sozialismus, den sie in sei-
ner »realen« Gestalt selbst jahrein,
jahraus erlebt hatten. Der ihnen aber
zumindest ein gewisses Maß an ma-
terieller Sicherheit gegeben hatte, ein
Auskommen. Die gelernten DDR-
Bürger wollten jetzt von Theorie und
Ideologien nichts mehr wissen. Viel-
mehr wollten sie ihre alten Jobs zu-
rück oder zumindest neue haben.
Doch es gab kein Zurück mehr.
Doch für mich gab es ein Zurück –

in den Westen. Und das ging viel
schneller als ich gedacht hatte. Ein,
zwei Tage nach meinen gedankli-
chen Ausflügen zu Marx und Lenin
nahmmich der Chef beiseite. »Ich ha-
be gehört, du fühlst dich hier nicht
ganz wohl?«, fragte er und klang da-
bei ernsthaft besorgt. Ich bestätigte
zähneknirschend. Aufgeben kam für
mich eigentlich nicht in Frage. Pauk-
te ich doch bereits jeden Abend Ver-
tragsrecht, um auch inhaltlich-subs-
tanziell etwas mehr bieten zu kön-
nen als nur die Frage nach den
Schwächen und Stärken meiner Kli-
enten.
Als ich wieder vor meiner »Klas-

se« stand, kam der Chef plötzlich
hinzu und sagte vor allen Leuten, ich
wäre »eine rote Socke, röter geht es
nicht mehr«. Damit war klar, dass für
mich hier Schluss war. Plötzlich
machte sich Erleichterung in mir
breit. Kein Bewerbungstraining
mehr, kein Schönreden von Markt-
wirtschaft mehr, kein stickiger Plat-
tenbau mehr.
Doch woher wusste der Chef von

meinen erfolglosen Versuchen einer
Theoriedebatte? Es musste ihm je-
mand gesteckt haben. Klarwurdemir,
dass meine Schäfchen ihm das mit-
geteilt hatten, in gesamtdeutscher
Tradition hinter meinem Rücken. Mir
direkt ins Gesicht konnten sie es of-
fensichtlich nicht sagen. Mein Aus-
scheiden nach fünf Tagen wurde mir
dennoch versüßt mit einem Bar-
scheck in Höhe von 1500 D-Mark.
Damals nicht wenig für eine Woche
Arbeit und die Erkenntnis, dass ich
der falsche Mann am falschen Ort
war. Der Aufbau Ost jedenfalls muss-
te nun ohne mich weitergehen.

»Rote Socke« in Brieske
Wie ich einmal fast den Aufbau Ost sabotiert hätte: Eine Woche als
Besserwessi 1991 in der Niederlausitz. Von Reinhard Schwarz
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Doch für mich gab es
ein Zurück – in den
Westen. Und das ging
viel schneller als ich
gedacht hatte.
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Keine vaterlandslosen Gesellen
Hans-Jochen Vogel, Erhard Eppler und Wolfgang Thierse über sozialdemokratische Positionen und Kontroversen 1989/90. Von Karlen Vesper

E s ist verwunderlich, dass aus-
gerechnet ER, der kürzlich ver-
storbene Doyen der sozialde-

mokratischen Ost- und Deutschland-
politik, an diesem Band nicht mitge-
wirkt hat. Das Buch verließ vor sei-
nem Tod die Druckerpresse. Man
kann ihn nicht mehr fragen, er hätte
sich gewiss auch diplomatisch zu-
rückgehalten und höchstens off the
record geantwortet. Dabei wurde ge-
rade Egon Bahr wie kein zweiter So-
zialdemokrat von Unionspolitikern
und deren Journaille Anfang der
1990er Jahre mit unlauteren Vor-
würfen attackiert: Er und sein Freund
Willy Brandt hätten mit der Ostpoli-
tik und den Black Channels nach
Moskau die deutsche »Wiederverei-
nigung« über Jahrzehnte hinausge-
zögert. Bahrs gebetmühlenartig den

Kritikastern entgegengehaltener
Hinweis, »Der Schlüssel zur deut-
schen Einheit liegt in Moskau«, wur-
de verhöhnt. Dabei teilte Kohl diese
Einsicht, weshalb er nicht schnell ge-
nug 1990 Gorbatschow seine Auf-
wartung machen konnte.
Den editorischen Hut hatte hier

Hans-Jochen Vogel auf. Im Vorwort
unterstreicht er das Anliegen, »mit
Fakten zu belegen, welchen wesent-
lichen Beitrag die deutsche Sozial-
demokratie zum Zustandekommen
der deutschen Einheit geleistet hat«.
Denn noch immer wird der ruhmrei-
chen Sozialdemokratie das Etikett
aufgeklebt, ein Verein »vaterlands-
loser Gesellen« zu sein. Vogel kon-
zediert, dass die Partei 1989/90 »in-
folge einander widersprechender Äu-
ßerungen mitunter ein sehr unein-

heitliches Bild abgegeben hat«.
Schuld daran seien »insbesondere
unabgestimmte öffentliche Verlaut-
barungen des damaligen Kanzler-
kandidaten« gewesen. »Die Partei
insgesamt und ihre Bundestagsfrak-
tion haben jedoch den Einigungs-
prozess keineswegs behindert, son-
dern ihn im Gegenteil kontinuierlich
aktiv unterstützt und wichtige An-
stöße sogar vor der Union gegeben.«
Hans-Jochen Vogel wäre nicht

Bundesminister, nicht Regierender
Bürgermeister von Berlin, nicht
Kanzlerkandidat und nicht SPD-
Fraktionsvorsitzender geworden,
hätte ihn besondere Bescheidenheit
ausgezeichnet. So ziert er sich auch
nicht, vor allem seine Beiträge zur
Einheit hervorzuheben. »Am 28. No-
vember spreche ich mich ebenso wie

nach mir Kohl im Bundestag für eine
Konföderation als Schritt auf denWeg
zur deutschen Einheit aus.« Er habe
auch viel früher als Kohl für den Bei-
tritt der DDR nach Artikel 23 des
Grundgesetzes geworben, der Kanz-
ler erst nach Anhörung von Staats-
und Verfassungsrechtlern am 5. März
1990. Andere Unionspolitiker, so Ri-
chard von Weizsäcker, votierten so-
gar noch bis in den Sommer hinein
für Artikel 146. Zudem: Auch Uni-
ons- und FDP-Politiker hätten sich
einst bei Erich Honecker die Klinke in
die Hand gegeben. Vogel zitiert so-
dann aus Papieren von Fraktions- und
Präsidiumssitzungen. Interessant
sind die Einblicke in die heftigen De-
batten im Parteivorstand, nicht nur
mit Oskar Lafontaine. Während Jo-
hannes Rau, Hans-Ulrich Klose oder

Klaus von Dohnanyi die Einheit stan-
te pede proklamieren wollten, plä-
dierten Bahr, Gerhard Schröder, Hei-
demarie Wieczorek-Zeul und Walter
Momper »auch aus Sorge vor einem
Ausbruch nationaler Leidenschaften
und einer Belastung des Verhältnis-
ses zu unseren Verbündeten und un-
seren europäischen Nachbarn für ei-
ne größtmögliche Behutsamkeit«.
Vogel hat sich Erhard Eppler ins

Boot geholt, der wie die Genossen
seiner Generation stets die »Einheit
im Hinterkopf« hatte. Er erinnert an
die Stalin-Note von 1952, würdigt
Brandts Ostpolitik, begründet die
Notwendigkeit und Richtigkeit des
SPD-SED-Dialogpapiers 1987 und
verweist auf seine Rede am 17. Juni
’89, in der er den Kollaps der DDR in-
nerhalb von zwei Jahren prophezei-

te: Man könne niemanden daran hin-
dern, »sich selbst zugrunde zu rich-
ten«. Last but not least preist Wolf-
gang Thierse die (Neu-)Gründung der
Sozialdemokratie in der DDR als »die
radikalste Infragestellung der SED-
Herrschaft« und lobt ein SDP-Plädo-
yer für die deutsche Einheit bereits im
Januar 1990: »Was sofort möglich ist,
soll sofort geschehen.« Man vermisst
im Buch indes ein klares Bekenntnis
zur tatkräftigen Beteiligung west-
deutscher Sozialdemokraten (stell-
vertretend sei hier nur Thilo Sarrazin
genannt) an der beispiellosen Ent-
eignung der Ostdeutschen.

Hans-Jochen Vogel/Erhard Eppler/
Wolfgang Thierse: Was zusammenge-
hört. Die SPD und die deutsche Einheit.
Herder. 286 S., geb., 19,99 €.

Zwei »bunte Hunde«, wie sie
gelegentlich tituliert wer-
den, liefern sich unter Frank
Schumanns sanfter journa-

listischer Regie ein »Streitgespräch«.
Beim dem einen handelt es sich um
den früheren DDR-Vize-Premier und
Innenminister, DSU-Mitgründer und
Generalsekretär Peter-Michael Dies-
tel, Jahrgang 1952. Er ist stolz da-
rauf, als einer der ersten die deut-
sche Einheit gefordert zu haben.
Heute ist er gut beschäftigter Anwalt
mit Herz für den Staat, den er 1990
mit zu beerdigen half, zugegebener-
maßen mit weit mehr Verstand und
Rücksicht auf die Menschen als viele
seiner ost- und vor allem westdeut-
schen Politkollegen.
Sein Widerpart ist der ebenso um-

triebige, erfolgreiche und doch –
gleichwohl westdeutscher Herkunft –
nicht obsiegende Oskar Lafontaine,
heute 72 Jahre alt. Er machte in der
SPD einen steilen Aufstieg: saarlän-
discher Ministerpräsident, 1990
Kanzlerkandidat der SPD und SPD-
Vorsitzender sowie kurzzeitig Fi-
nanzminister in Schröders Kabinett.
Lafontaine hat sich mit seinen Be-

denken und seiner Mahnung vor den
Kosten der Einheit in Zeiten gesamt-
deutscher »Besoffenheit« nicht durch-
zusetzen vermocht.Das lag sicher auch
an den weltpolitischen Gegebenhei-
ten. Seine Vorstellung, das Weltfi-
nanzsystem umzukrempeln, brachte
ihm seitens des Politveteranen Henry

Kissinger den Verweis ein, nie und
nimmer würde die Wall Street das zu-
lassen. Lafontaine wurde von den ei-
genen Genossen verraten. Er zog die
Konsequenzen, kehrte der Partei den
Rücke, verschrieb sich erfolgreich ei-
nem Projekt links der zu einer Kriegs-
und Hartz-IV-Partei verkommenen
SPD und war Ko-Vorsitzender der Par-
tei DIE LINKE. Heute agiert er – etwas
zurückgezogen von der zu reformis-
tisch gewordenen Bundespartei – im
Saarland, leitet die dortige Fraktion
und macht gelegentlich mit kernigen
Aussprüchen links der Linkspartei-»Li-
nie« von sich reden. Dem bissigen Sei-
tenhieb Diestels, der seiner CDU treu
geblieben ist und sich dennoch als
Freund von Lothar Bisky und Gregor
Gysi sah und sieht, widerspricht er
nicht. Diestel sagt, er habe die politi-
sche Konkurrenzpartei um das Trio
Bisky-Gysi-Lafontaine »beneidet«:
»Eine Partei, die solche Leute an der
Spitze hat, ist in Deutschland un-
schlagbar, die mischt den Laden auf,
dachte ich damals. Und ich bin maß-
los enttäuscht, dass diese Partei da-
raus so wenig gemacht hat. Maßlos!«
Können die beiden sich überhaupt

richtig streiten? Obwohl in verschie-
denen politischen Lagern stehend
vereint sie ein tröstendes Politikver-
ständnis, das Diestel wie folgt for-
muliert: »Letztlich ist es egal, in wel-
cher politischen Partei man ist, wel-
che einem nahe steht oder welche
man wählt. Entscheidend ist das En-

gagement für das Gemeinwesen, für
die Demokratie, für ein gerechtes
Miteinander.«
In vielen Punkten sind sie sich ei-

nig: Die Demokratie ist weitgehend
ausgehebelt durch die »Diktatur der
Finanzmärkte«. Hier hätte sich der
Leser allerdings das Benennen von
Ross und Reiter gewünscht, nicht nur
einen Disput über anonyme Mächte.
Beiden ist die Warnung wichtig: Das
heutige Deutschland beanspruche
zum Leidwesen seiner Nachbarn eine
hegemoniale Rolle in Europa. Lafon-
taine erinnert an die Bedenken Lon-
dons und Paris im Einigungsprozess.
Dort wollte man einen Hegemon in
Europa verhindern und glaubte dies
zu erreichen, wenn man die Vor-
macht der Bundesbank breche. »Des-
halb sollte die D-Mark verschwinden.
Das gelang ihnen mit dem Euro. Al-
lerdings: Damit war zwar die Domi-
nanz der Bundesbank gebrochen,
nicht aber die politische Vormacht-
stellung der Bundesregierung im Eu-
ro-Raum.« Zu ergänzen wäre: Vor al-
lem gelang es nicht, die deutsche
Wirtschaftsmacht zu brechen oder
wenigstens zu bändigen.
Der Saarländer erklärt sodann,

dass all dies nicht die Sorge der USA
war. »Deren Interesse war eindeutig
darauf gerichtet, den Einflussbereich
der USA in Europa immer weiter nach
Osten auszudehnen. An dieser Stra-
tegie hat sich bis heute nichts geän-
dert.« Im Vorbehalt gegen das hege-

moniale Deutschland sind sich die
beiden also einig. Vorbei seien die
Zeiten deutscher Bescheidenheit,
heute will die politisch und wirt-
schaftlich herrschende Kasse – per-
sonifiziert in Merkel und Schäuble –
zeigen, wer das Sagen auf dem Kon-
tinent hat. Der Hebel ist die Wäh-
rungsunion, die Ungleichheiten und
Benachteiligungen in Europa ze-
mentiere. Für den ökonomisch ver-
sierten Lafontaine ein zwingender
Fakt. Gerade deshalb hält er die Wäh-
rungsunion für gescheitert – in
Deutschland wie im Euro-Raum.
Diestel betont immer wieder, dass

es 1989/90 keine Alternative zur
deutschen Einheit gegeben habe, die
Menschen wollten und erzwangen
sie. Erst im Nachhinein, gesteht Dies-
tel, habe er die Berechtigung der
Zweifel des damaligen SPD-Kanzler-
kandidaten erkannt. Während sich
beide Politiker einig sind, dass die
Verteufelung der DDR trotz all ihrer
Schwächen und ihres wohl nicht zu
vermeidenden Untergangs kontra-
produktiv ist, gibt es unterschiedli-
che Akzente in der Antwort auf die
Frage, wer denn daran schuld sei.
Diestel betont die eigenständige,

eigenwillige Suche der Menschen auf
der Straße nach Veränderung. La-
fontaine hebt die innere Wider-
sprüchlichkeit der DDR und deren
Demokratiedefizit hervor. Gleichzei-
tig lehnt er den in seiner Partei übli-
chen Verweis auf internationale

Zwänge ab, wobei er selbst die Ver-
antwortung der Sowjetunion für die
DDR betont und die weitergehenden
Interessen der USA herausstellt. Es
diktierte US-amerikanischer Expan-
sionsdrang. »Die Beendigung der
deutschen Zweistaatlichkeit war da-
für Voraussetzung, man kann auch
sagen: ein nettes Nebenprodukt der
geplanten und realisierten NATO-
Osterweiterung.«
Die Folgen für die DDR sehen bei-

de ähnlich: Die überstürzte Einfüh-
rung der D-Mark führte zum Zer-
schlagen der Kombinate und damit
der ökonomischen Strukturen der
DDR, anstelle der aus verantwor-
tungsvollen Posten verdrängten Ost-
deutschen kamen mittelmäßige,
überbezahlte westdeutsche »Flach-
zangen«, wie Diestel es zuspitzt.
Letztlich wurde nicht geprüft, was in
der DDR funktionierte und zu über-
nehmen wert gewesen wäre. Das not-
wendige und logische Ergebnis des
Zweiten Weltkriegs, das Experiment
DDR, wurde in Bausch und Bogen
verdammt. Zu lesen, wie Diestel und
Lafontaine über die DDR und die Ver-
einigung denken, regt zu Zuspruch
wie Widerspruch an und vermittelt
auf jeden Fall wertvolle Anregungen.

Peter-Michael Diestel/Oskar Lafontaine:
Sturzgeburt. Vom geteilten Land zur
europäischen Vormacht. Streitgespräch
zur Deutschen Einheit. Das Neue Berlin.
224 S., br., 14,99 €.

Gesamtdeutsche Besoffenheit
Peter-Michael Diestel und Oskar Lafontaine »streiten« sich über die Sturzgeburt
der Einheit. Von Stefan Bollinger
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Die Einheit war ein
nettes Nebenprodukt
der geplanten
NAT0-Erweiterung.
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D as Jahr 2015 ist auch für
die Gewerkschaften An-
lass, auf den vor 25 Jah-
ren erfolgten Beitritt der

DDR zur Bundesrepublik Deutsch-
land zurückzublicken. Auf einer Kon-
ferenz mit dem Titel »25 Jahre Deut-
sche Einheit – Bilanz und Perspekti-
ven aus gewerkschaftspolitischer
Sicht« wollte die IG Metall das Er-
reichte resümieren und die kom-
menden Aufgaben skizzieren.
Eine Erfolgsgeschichte sind diese

25 Jahre aus gewerkschaftlicher Sicht
nicht unbedingt. Nachdem sich der
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund
(FDGB) am 30. September 1990 of-
fiziell aufgelöst hatte, bemühte sich
der westdeutsche DGB um eine
schnelle Übernahme der DDR-Ein-
zelgewerkschaften und ihrer Mit-
glieder in die eigenen Strukturen.
Wenige Monate zuvor hatten die
Bundesvereinigung der deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA) mit ih-
rem Präsidenten Klaus Murmann und
der DGB in einer gemeinsamen »Er-
klärung zu einer einheitlichen Wirt-
schafts- und Sozialordnung in beiden
deutschen Staaten« klare Vorgaben
formuliert.

Nach dem Zusammenbruch der
DDR könne es wirtschafts- und sozi-
alpolitische Fortschritte »nur im Rah-
men einer marktwirtschaftlichen
Ordnung geben«, heißt es dort. Der
DGB-Vorsitzende Heinz Werner Mey-
er erklärte die Perspektive des Ver-
einigungsprozesses folgendermaßen:
»Wir haben zwar auch noch keine
Umwandlung einer zentralen Kom-
mandowirtschaft in eine Marktwirt-
schaft miterlebt, aber wir haben Er-
fahrungen mit wirtschaftlichem
Strukturwandel, betrieblichen Um-
strukturierungen, mit Personalpla-
nung und mit Sozialplänen, mit Mit-
bestimmung und Rationalisierungs-
schutz, mit Tarifpolitik und Arbeits-
marktpolitik, auf die sich unsere Kol-
leginnen und Kollegen in der DDR
stützen können.« Als mittelfristiges
Ziel formulierten die Gewerkschaften
– wie auch die großen Parteien und
Verbände – die Angleichung der Ar-
beits- und Lebensverhältnisse in al-
len Teilen des vereinigten Deutsch-
lands.
Kurzzeitig bescherte die FDGB-

Übernahme den DGB-Gewerkschaf-
ten einen imposanten Mitgliederzu-
wachs, von 7,9 auf knapp zwölf Mil-

lionen im Jahr 1991. Doch die Ab-
wicklung der DDR-Wirtschaft führte
zu Massenarbeitslosigkeit und zur
Deindustrialisierung ganzer Regio-
nen. So sank die Zahl der Industrie-
arbeitsplätze von 1990 bis 1997 von
drei Millionen auf 500 000. Dem hat-
ten die DGB-Gewerkschaften wenig
entgegenzusetzen. Im Gegenteil: Je-
ne Kollegen, die sich hartnäckig ge-
gen die Schließung ihrer Betriebe
wehrten, wie beispielsweise die Kali-
Kumpel in Bischofferode, mussten die
bittere Erfahrung machen, dass »ih-
re« Gewerkschaften in manchen Fäl-
len eher die Interessen der Beleg-
schaften in westdeutschen Standor-
ten der jeweiligen Firmen bezie-
hungsweise Branchen im Auge hat-
ten als den konsequenten Kampf um
den Erhalt der Arbeitsplätze im Os-
ten. Auch eine wohl historisch zu
nennendeNiederlage der IGMetall ist
in diesem Kontext zu sehen. Im Jahr
2003 wollte die Gewerkschaft für die
seinerzeit 310 000 Beschäftigten der
ostdeutschen Metall- und Elektroin-
dustrie die im Westen bereits er-
kämpfte 35-Stunden-Woche durch-
setzen. Trotz großer Kampfbereit-
schaft und wochenlangen Streiks

wurde dieser Tarifkampf im Juni er-
gebnislos abgebrochen. Eine wichti-
ge Rolle spielte dabei der Druck ein-
flussreicher IG-Metall-Funktionäre
und Betriebsratsvorsitzender aus den
großen Standorten der westdeut-
schen Automobilindustrie, die ihre
Kernklientel vor Auswirkungen der
Streiks durch gestörte Zulieferketten
schützen wollten.
Von diesen Niederlagen hat sich

die Gewerkschaftsbewegung im Os-
ten bis heute nicht ganz erholt. Der
Organisationsgrad ist deutlich ge-
ringer als im Westen, entsprechend
niedrig ist die Tarifbindung. Nur 37
Prozent der Beschäftigten unterlie-
gen Branchentarifverträgen, im
Westen sind es 53 Prozent. Nach wie
vor gibt es in einigen Branchen spe-
zielle Ost-Tarife, die unter dem
Westniveau liegen. Bis vor wenigen
Jahren warben ostdeutsche Länder
sogar mit dem Argument für Inves-
titionen, dass die Lohnkosten deut-
lich niedriger als im Westen seien.
Die Effektivlöhne liegen im Osten bei
vergleichbaren Tätigkeiten aktuell
rund 20 Prozent unter dem Westni-
veau, und dies seit zehn Jahren fast
unverändert.

Auch der aktuelle IG-Metall-Vor-
sitzende Detlef Wetzel zog für sei-
nen Bereich eine eher durchwach-
sene Bilanz zum Einheitsjubiläum
und sieht das Ziel der Angleichung
der Lebensverhältnisse noch in wei-
ter Ferne. Zwar sei es gelungen,
»neue industrielle Cluster« zu schaf-
fen, insbesondere in der Automobil-
industrie und ihrer Peripherie, doch
diese seien auch geprägt von prekä-
ren Arbeitsverhältnissen, vor allem
durch den »Missbrauch der Leihar-
beit«. Ostdeutschland sei zum »Ein-
fallstor für Tarifflucht geworden«,
sagte Wetzel.
Aus gewerkschaftspolitischer

Sicht ist daher die Stärkung der Ta-
rifbindung ein entscheidender He-
bel, um eine Angleichung der Le-
bensverhältnisse zu erreichen. Und
dies sei nur mit einem hohen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad
durchzusetzen. Außerdem müsse die
Politik dieses Ziel in den ostdeut-
schen Bundesländern durch die
Schaffung entsprechender Rahmen-
bedingungen unterstützen. Zum
Beispiel könnte die Vergabe von För-
dermitteln an die Einhaltung tarifli-
cher Standards gebunden werden.

Straßen hui, Arbeit pfui
Unterschiede zwischen Ost und West gibt es insbesondere bei Beschäftigungsverhältnissen und Löhnen. Von Jörg Meyer

E s waren ehrgeizige Pläne, und
sie konnten nicht eingehalten
werden – von der »Wahrung

der Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse« zur »Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse« im
Grundgesetz bis hin zur Feststellung
der Bundesregierung im Jahresbe-
richt 2014, dass es regionale Unter-
schiede in Deutschland »immer ge-
ben« werde.
Im Jahr 25 nach dem Beitritt der

DDR zum Gebiet der Bundesrepub-
lik ziehen Wissenschaftler des IMU-
Instituts in Berlin im Auftrag des IG-
Metall-Vorstandes Bilanz und wer-
fen einen Blick nicht nur auf die Inf-
rastruktur, die Demografie, die Ar-
beit und die Wirtschaft in Ost und
West. Die Ergebnisse sind teilweise
ernüchternd.
Was die Verkehrsinfrastruktur an-

geht, so habe Ostdeutschland weit-

gehend westdeutsche Standards er-
reicht, schreiben Gregor Holst und
Walter Krippendorf in dem Papier.
Signifikante Unterschiede in Er-
reichbarkeiten über Straße, Schiene,
Luft- und Wasserwege seien nicht
festzustellen. Bei der Energieerzeu-
gung aus regenerativen Quellen liegt
Ostdeutschland sogar mit Branden-
burg, Sachsen-Anhalt und Mecklen-
burg-Vorpommern in Führung. Doch
damit ist es auch der guten Nach-
richten schon genug.
Angesichts der demografischen

Entwicklung gerieten besonders die
sozialen Infrastrukturen wie Nahver-
kehr, Bildung, Gesundheit, öffentli-
che Dienstleistungen unter Druck,
»weil sie in der bisherigen Form kaum
aufrechtzuerhalten und zu finanzie-
ren sind«. Eine Folge könnte Land-
flucht sein, die gegenwärtige Ent-
wicklungen noch verstärken könnte.

Während in Ostdeutschland die Al-
terung der Gesellschaft vor allem auf
der abnehmenden Zahl der Jungen
basiert, ist es im Westen die Zunahme
der Zahl der Alten. Neben dem Ge-
burtenrückgang sieht die Studie als
Grund besonders die Binnenwande-
rung, »derenSaldo zwischen1989und
2013 stets zu Gunsten West- und zu
Ungunsten Ostdeutschlands ausfällt«.
Im Ergebnis wird im Osten ein An-
stieg des Altenquotienten (dem Ver-
hältnis der über 65-Jährigen zu den
20- bis 65-Jährigen) von 35 auf 65
Prozent bis zum Jahr 2030 und im
Westen von 31 auf 51 Prozent prog-
nostiziert. Gerade jüngere Menschen
und Frauen ziehen von Ostdeutsch-
land nach Westdeutschland, was den
den Trend der alternden Bevölkerung
noch verstärkt.
Die wirtschaftliche Angleichung sei

im Jahr 2005 weitgehend zum Erlie-

gen gekommen – nachdem er Osten
bis Mitte der 1990er Jahre und An-
fang des Jahrtausends zwei Wachs-
tumsphasen erlebte. »Allein das Hal-
ten der bestehenden Unterschiede in
derwirtschaftlichenLeistungskraftwir
von einigen Autoren als Herausfor-
derung angesehen«, heißt es in der
Studie. Dafür verantwortlich: struk-
turelle Unterschiede. In Ostdeutsch-
land habe sich nach 1990 eine klein-
teiligere Industrie- und Betriebs-
struktur herausgebildet. Es gibt kaum
überregionale Wirtschaftscluster,
mittlere und große Unternehmen sind
wenig präsent, und durch das niedri-
gere Lohnniveau ist es auch schwerer,
die Fachkräfte zu halten. Eine gewis-
se Reindustrialisierung habe es aber
gegeben: Wurden im Osten 1993
knapp 16 Prozent der gesamten Wert-
schöpfung des produzierenden Ge-
werbes in Deutschland erbracht, wa-

ren es 2013 20 Prozent. Dennoch spie-
len sich fast drei Viertel der Wirt-
schaftsleistung im Osten im Dienst-
leistungsgewerbe ab.
Entsprechend mau sieht es bei den

Arbeits- und Lohnbedingungen im
Osten aus. Zwar hat die Beschäfti-
gung um zwölf Prozent zugenom-
men, ein großer Teil davon beruht
aber auf atypischer Beschäftigung –
Minijobs, Teilzeit oder Leiharbeit.Wer
nun denkt, dass die verknappte Ware
Arbeitskraft bei steigender Nachfrage
teurer zu verkaufen ist, liegt falsch.Die
Löhne haben sich auf rund 77 Pro-
zent des Westniveaus angeglichen,
aber das fand weitgehend vor dem
Jahr 1995 statt. Seitdem ist die durch-
schnittliche Einkommensdifferenz
stabil. Tarifbindung und gewerk-
schaftlicher Organisationsgrad sind
dagegen in Ostdeutschland flächen-
deckend niedriger.

In mehreren Thesen bieten Holst
und Krippendorf Lösungsvorschlage
an, um die Lebensverhältnisse weiter
anzugleichen. Dazu gehören Maß-
nahmen, um die soziale Infrastruktur
zu modernisieren und zu erhalten, um
letztlich dem Wegzug Einhalt gebie-
ten zu können. Und wer dableibt und
auch noch Arbeit hat, der oder die
muss unter guten Bedingungen ar-
beiten, doch das braucht seine Zeit
und einen langen Atem, schreiben die
Forscher. »Es gibt keinen kürzeren
Weg zur flächendeckenden Anglei-
chung der Einkommen zwischen Ost
und West in der Industrie als den ta-
rifpolitischen: die Erhöhung des ge-
werkschaftlichen Organisationsgra-
des und die Stärkung der Tariffähig-
keit. Dies ist historisch und aktuell Be-
standteil des Kerngeschäfts der Ge-
werkschaften auch im Angleichungs-
prozess.«

25 durchwachsene Jahre
Die DGB-Gewerkschaften leiden noch immer unter den Nachwendeniederlagen.
Von Rainer Balcerowiak

Kurzzeitig bescherte die
FDGB-Übernahme den
DGB-Gewerkschaften
einen imposanten
Mitgliederzuwachs, von
7,9 auf knapp zwölf
Millionen im Jahr 1991.
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Anfang Oktober 1990 wurde
dem NVA-Offizier Günter
Jehmlich vom 7. Mot.-
Schützenregiment »Max

Roscher« befohlen, sich nach Dresden
zu begeben. Dort würden die neuen
Chefs warten, die solle er ins Objekt
nach Marienberg bringen. Der Mari-
enberger Bus fuhr leer zurück, die 19
abzuholenden Bundeswehroffiziere
waren selbstverständlich mit ihren
privaten Autos in den Osten gekom-
men. In der Marienberger Kaserne
hatten sich die alten Befehlshaber auf-
gebaut. Man stellte einander vor: Kör-
per straffen, Name, Dienstgrad,
Dienststellung ... Schweigen. Es wur-
de Mitternacht, die Neuen stimmten
das Deutschland-Lied an. Wie in allen
Ostkasernen zog Punkt 24 Uhr die
Wache in neuer Uniform auf.
Die Nationale Volksarmee war Ge-

schichte, die Bundeswehr für die
Masse der Soldaten keine Perspekti-
ve. Die wenigen, die blieben, brab-
belten, dass sie der Bundesrepublik
Deutschland treu dienen und das
Recht und die Freiheit des deutschen
Volkes tapfer verteidigen wollten.
Im Grunde ist damit die ganze

deutsche Militärgeschichte jener Jah-
re erzählt. Von 600 000 deutschen
Soldaten behielt man 370 000. Wer
heute über die Armee der Einheit fa-
selt, fantasiert. Die sollte es nie ge-
ben – es hat sie nie gegeben.
Es gab beim organisierten Über-

laufen zum Feind nicht einen einzi-
gen Schuss. Dabei gab es davon viele
Millionen Stück – von der Pistolen-
patrone bis zu schweren Granaten.
Laut dem noch immer nicht veröf-
fentlichten »Bericht der Bundesre-
gierung über den Abschluss der Ver-
wertung des überschüssigen Materi-
als der ehemaligen NVA« vom 31. Ju-
li 1997 hatte man 303 690 t Muniti-
on der DDR-Streitkräfte zur Entsor-
gung übernommen. Das Erbe aller-
dings war weit größer, 98 440 t hat
man an andere Länder verkauft oder
verschenkt. Dazu addieren sich noch
12 521 t Munition aus dem Bereich
der einstigen Volkspolizei.
Kein Zweifel, die Bundeswehr hat-

te mit dem Erbe viel Arbeit. Und ge-
kostet hat die Einheit so einiges. Un-
term Strich standen zumThemaNVA-
Abwicklung rund 1415,8 Millionen
D-Mark Minus in den Büchern. Was
sich sicher wieder ins Positive kehrt,
wenn man all die übernommenen
Liegenschaften, Lazarette und Heime
gegenrechnet. Doch das hat nie je-
mand gemacht, es wäre ohnehin un-
wichtig gewesen.
Zur Sicherung der Waffen- und

Munitionsbestände konzentrierte
man alles in rund 150 Lagern. Flug-
zeuge und Hubschrauber stellte man
auf drei Flugplätzen ab, Schiffe und
Boote sammelte man in drei, später
zwei Häfen, Panzer, gepanzerte
Fahrzeuge und Artillerie an acht be-
wachten Orten.
Doch das Erbe kam der nun grö-

ßeren Bundesrepublik auch sehr ge-
legen. Man erfüllte durch die Aus-
sonderung des NVA-Militärmaterials
jene deutschen Verpflichtungen, die
sich aus denWiener Beschlüssen über
die Reduzierung der konventionellen
Streitkräfte in Europa ergaben. Im
Einzelnen umfasst die Reduzie-
rungsverpflichtung 140 Kampfflug-
zeuge – davon 140 aus NVA-Bestän-
den, 2566Kampfpanzer – davon 1914
aus NVA-Beständen, 4257 gepanzer-
te Kampffahrzeuge – davon 4145 aus
NVA-Beständen, 1632 Artilleriewaf-
fen – davon 1344 aus NVA-Bestän-
den. Man erfüllte die Wiener Vorga-
ben zudem nicht nur termingerecht
Mitte November 1995, sondern be-
reits am 23. Mai 1995.

Jüngst, bei der Vorstellung der fast
1000-seitigen Biografie des Altkanz-
lers Gerhard Schröder, hörte man viel
von der Golf-Kriegsverweigerung sei-
ner rot-grünen Regierung. Ganz so
zurückhaltend war die denn doch
nicht. Neben der Rolle als Logistik-
drehscheibe erfüllte Deutschland sei-
ne NATO-Funktion als Rüstungslie-
ferant. Dank des NVA-Materials. Die
Lieferungen erfolgten bis Ende 1991,
da war der US-geführte Krieg gegen
Irak schon längst beendet.
Die umfangreichsten Materiallie-

ferungen gingen an die USA. Es han-
delte sich vor allem um ABC-Schutz-
technik und Pioniergerät. Wo das ge-
blieben ist, weiß keiner der Liefe-
ranten. Auch Frankreich und Ägyp-
ten erhielten als Mitglieder der Anti-
Irak-Koalition NVA-Material. Ebenso
Israel. Verteidigungshilfe bekam die
Türkei, die vor allemmit Ex-NVA-Ma-
schinenpistolen und Schützenpan-
zerwagen den Bürgerkrieg gegen die
PKK vorantrieb.
Die Regierung schickte das Mili-

tärmaterial in Krisen- und Kriegsre-

gionen, obwohl das den Rüstungs-
exportrichtlinien widersprach. Ab-
gewiegelt wurden Proteste mit dem
Hinweis, es handle sich ja nicht um
einen richtigen Export.
In den Medien zeigte man Anfang

der 90er Jahre vor allem die Ver-
schrottung alter Ost-Panzer. Derweil
lief der geheime Handel mit Ex-NVA-
Ausrüstung schwungvoll. Stichwort
Länderabgabe: Die Bundeswehr hat
an 45 Länder und an die UNO Mate-
rial verteilt. Griechenland beispiels-
weise erhielt drei Fla-OSA-Raketen-
komplexe mit 924 Raketen, dazu Fla-
Selbstfahrlafetten, 500 Schützen-
panzer BMP-1, Panzerabwehrrake-
ten, 158 Geschosswerfer, Schützen-
und Panzerminen und noch so eini-
ges, was das Land nicht brauchte, das
aber die NATO-Südflanke verstärken
half. Indonesien bediente sich mit

Hilfe persönlicher Beziehungen eines
Ministers zu ehemaligen, inzwischen
einflussreichen deutschen Studien-
freunden in der Marineabteilung. Der
Beschaffungswert dieser NVA-Schiffe
betrug etwa 1,7 Milliarden Mark der
DDR. Durch die Bundeswehr wurde
ein Zeitwert von 187 Millionen D-
Mark berechnet. Das Umrechnungs-
verhältnis würde jeden Banker aus
den Schuhen hauen. Wie viel Indo-
nesien wirklich zahlte, ist nie öffent-
lich geworden.
Mit einer Reihe von Ländern

schloss Deutschland Exportverträge.
Fragte jemand im Parlament – was
selten genug geschah, da man ja ins-
gesamt froh war über den zügigen
Fortschritt der »Verschrottung« –,
dann zog sich die Regierung auf ver-
einbarte Geheimhaltung zurück.
Manchmal jedoch tauchen NVA-Waf-
fen ganz unverhofft wieder auf. Als
sogenannter Reexport.
Zu Zeiten der DDR hatte die NVA

1112 BMP-1-Kampfmaschinen, die
mit einer 73mm-Glattrohrkanone, ei-
nem MG sowie mit Panzerabwehr-
Lenkraketen bewaffnet sind und ne-
ben der dreiköpfigen Besatzung acht
Soldaten transportieren können.
Noch bis 1994 nutzte die Bundes-
wehr eine ganze Reihe dieser Fahr-
zeuge – nach bestehenden Normen zu
BMP-1A1-Ost umgebaut. Die wurden
dann, so wie der große Rest zuvor,
verscherbelt. Einige sollen nach
Tschechien gelangt sein, 165 nach
Finnland, mehrere hundert nach
Schweden, wo sie unter der Be-
zeichnung Pansarbandvagn 501 ge-
nutzt wurden. Das skandinavische
Land hat dann seit 2010 rund 350 der
einstigen DDR-Schützenpanzer nach
Tschechien an die Kriegswaffenfirma
»Excalibur« verhökert. Durch den
Krieg in Irak wuchs ihr Wert immens,
denn die irakische Regierung bat um
Ausrüstungshilfe. Schweden hatte
ordnungsgemäß in Berlin nachge-
fragt, als es die Panzer nach Tsche-
chien verkaufen wollte. Tschechien
fragte, bevor man den Vertrag mit
Irak unterschreiben konnte. Und Irak
musste die deutsche Einspruchs-
klausel gleichfalls akzeptieren. Je-
denfalls für die, die man nicht für IS-
Milizen zur Abholung bereitstellte.
Die Bundesregierung selbst hat im

Herbst 2014 Waffen, Fahrzeuge und
Ausrüstung im Wert von rund 70 Mil-
lionen Euro nach Irak geschickt. An-
fang 2015 wurden Güter für weitere

13 Millionen Euro genehmigt. Alles
als sogenannte Länderabgabe.
Was ist der Unterschied zu ge-

wöhnlichen Rüstungsexporten? Der
Absender. Bei Rüstungsexporten ver-
kauft ein deutsches Unternehmen
Produkte ins Ausland, diese Ge-
schäfte unterliegen Kontrollen durch
Bundesministerien und werden im
Bedarfsfall vom geheim tagenden
Bundessicherheitsrat genehmigt.
Länderabgaben, also die Abgabe von
Altmaterial der Bundeswehr, erfol-
gen in Zuständigkeit des Verteidi-
gungsministeriums in Berlin.
Mit diesen Regelungen hat man

»grundsätzlich gute Erfahrungen«
gemacht, sagt das Verteidigungsmi-
nisterium. Also alles perfekt? Nein. In
einem Schreiben an den Verteidi-
gungsausschuss des Bundestages liest
man: »Die Bundesregierung prüft
gleichwohl das gegenwärtige System
der Endverbleibskontrolle im Hin-
blick auf Verbesserungsmöglichkei-
ten.« Dazu hat man Anfang Juli im
Kabinett klammheimlich ein Eck-
punktepapier verabschiedet. Inhalt?
Unbekannt. Logisch, denn: Beratung
und Beschlussfassung der Bundesre-
gierung über Rüstungsexporte un-
terliegen generell »dem Kernbereich
exekutiver Eigenverantwortung« und
der »Vertraulichkeit«. So kann man –
bedauert die Bundesregierung auf
Anfrage – auch die vom Auswärtigen
Amt erteilten Unbedenklichkeitser-
klärungen nicht veröffentlichen.
Das Problem mit diesem grauen

Waffenmarkt geht inzwischen weit
über die Geheimhaltung beim Wei-
terverkauf der NVA-Waffen hinaus.
Generell gilt – Zitat Bundesregie-
rung: »Eine regelmäßige Unterrich-
tung des Deutschen Bundestages über
entschiedene Reexportgenehmi-
gungsanträge von ursprünglich aus
Deutschland stammenden Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgü-
tern erfolgt nicht.« Klar, denn der
Umgang mit Reexportanfragen aus-
ländischer Staaten oder Unterneh-
men für aus Deutschland bezogene
Rüstungsgüter ist im deutschen Au-
ßenwirtschafts- und Kriegswaffen-
kontrollrecht »nicht speziell gere-
gelt«. Warum? Weil sie »generell kei-
ne exterritoriale Wirkung entfalten«,
gab das Finanzministerium dem
Linksfraktionshaushälter Michael
Leutert Bescheid.
Eine weitere Nachfrage zu bereits

stattgefundenen Reexporten der

NVA-Waffen ließ zudem Zweifel am
deutschen Ordnungssinn wachsen.
»Bezüglich der Abgabe bzw. Verwer-
tung der NVA-Bestände seit den
1990er Jahren bis einschließlich 1994
sind keine Unterlagen mehr vorhan-
den.« Man könne nur aus den letzten
zehn Jahren einiges rekonstruieren,
sagt die Bundesregierung und listet
zwölf belanglose Positionen auf, bei
denen Ex-NVA-Kampftechnik der
Verschrottung zugeführt oder zur
Zieldarstellung an die Firma Rhein-
metall abgegeben wurde.
Wenn keine Unterlagen mehr über

den Export von NVA-Waffen existie-
ren, ist auch alles Gerede über die
durch die Bundesregierung ausge-
übte Kontrolle dieser Waffen(wei-
ter)verkäufe hohl. Es vagabundieren
also nicht nur sogenannte Kleinwaf-
fen durch die Welt. Offenkundig hat
man in Berlin auch keinerlei Über-
sicht über Länderabgaben, die origi-
näres Bundeswehrgerät betreffen. Es
handelt sich um Schiffe, U-Boote,
Panzer, Hubschrauber, Haubitzen,
Fahrzeuge aller Art ... Schlamperei?
Kaum. Es ist nur scheinbar ein Kuri-
osum der Geschichte, dass das Ver-
schwinden einer ganzen deutschen
Armee die Welt nicht waffenfreier
und sicherer gemacht hat.
Ein Nachtrag zu den Marien-

bergern. Alle paar Jahre versam-
meln sich Ehemalige zumeist in ei-
nem Gasthaus zum »Weißt-du-noch-
Treffen«. Es werden naturgemäß
weniger Teilnehmer. Der Name des
Kommunisten und Spanienkämpfers
Max Roscher ist den heutigen Sol-
daten im alten Objekt unbekannt. Die
Einwohner des Städtchens haben
sich mit der »Erzgebirgskaserne« und
dem 371. Panzergrenadierbataillon
der Bundeswehr arrangiert. Dessen
Soldaten sind zumeist kampferfah-
ren. Während ihre NVA-Vorgänger
maximal bis zum nächsten Übungs-
acker verlegt wurden, waren die
Bundeswehrangehörigen schon auf
dem Balkan und am Hindukusch.
Nun sitzen sie seit einigen Monaten
auf gepackten Containern, ihre
»Marder«-Schützenpanzer und »Bo-
xer«-Transporter sind abmarschbe-
reit. Die Truppe gehört zur Very High
Readiness Joint Task Force (VJTF).
Das ist die ganz schnelle Speerspitze
der NATO. Sie soll – wie bereits in
Polen geübt – »den Russen« ab-
schrecken. Falls der darauf Wert le-
gen sollte.

»Eine regelmäßige
Unterrichtung des
Deutschen Bundestages
über entschiedene Re-
exportgenehmigungs-
anträge erfolgt nicht.«
Zitat: Bundesregierung Länderabgabe

und Länderverkäufe
von NVA-Material
} Kampfflugzeuge: 21
} Schulflugzeuge: 24
} Passagier-/Transportflugzeuge: 6
} Kampfhubschrauber: 42
} andere Hubschrauber: 10
} Kampfpanzer: 263
} gepanzerte Fahrzeuge: 1720
} Artilleriewaffen: 892
} gepanzerte Fahrzeuge: 998
} Schiffe und Boote: 55
} sonstigeMarinefahrzeuge: 3
} Handfeuerwaffen: 372 200
} Munition: 98 440 t

Schwerter zu Schwertern
Die NVA verschwand, ihre Waffen vagabundieren durch die Welt.
Von René Heilig

Schwerter zu Pflugscharen schmieden – eine Vision, der man mit der »Armee der Einheit« nicht näher kam. Foto: UN Photo/JC McIlwaine

Mi-8 der NVA im Bundeswehr-
Dienst Foto: nd/Robert Grahn

BMP-1 der NVA – derzeit in
Irak geschätzt Foto: imago/Sven Simon

Typ 206, gebaut in Kiel, nun in
aller Welt Foto: dpa/Carsten Rehder


